
Bekanntmachung
über die Wahl zum Landtag

Nordrhein-Westfalen
am Sonntag, dem 14. Mai 2017

Die Wahl dauert von
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

1. Die Stadt Mönchengladbach ist in
180 Stimmbezirke eingeteilt. Stimm -
bezirk und Wahlraum, in dem der/die
Wahlberechtigte wählen kann, sind in
dem Wahlbenachrichtigungsbrief, der
in der Zeit vom 18.04.2017 bis
23.04.2017 zugestellt wird, angege-
ben. Die Abgrenzung der Stimmbezirke
kann während der allgemeinen Dienst-
zeiten beim Fachbereich Bürger -
service, Abteilung Einwohnermelde -
angelegenheiten und Wahlen, Goeben-
straße 4–8 (Vitus-Center), Eingang D,
Zimmer 336, eingesehen werden. 

2. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in
dem Wahlraum des Stimmbezirks
wählen, in dessen Wählerverzeichnis er
bzw. sie eingetragen ist. Der Wähler
bzw. die Wählerin soll die Wahlbenach-
richtigung mitbringen und hat sich auf
Verlangen über seine bzw. ihre Person
auszuweisen. Deshalb ist der Perso-
nalausweis oder Reisepass mitzu -
bringen. Der Wahlbenachrichtigungs-
brief ist bei der Wahl auf Verlangen
abzugeben.

3. Gewählt wird mit amtlichen Stimm -
zetteln. Jeder Wähler bzw. jede Wähle-
rin erhält bei Betreten des Wahlraums
einen Stimmzettel ausgehändigt. 

Jeder Wähler bzw. jede Wählerin
hat eine Erststimme und eine Zweit-
stimme.

Der Stimmzettel enthält jeweils unter
fortlaufender Nummer folgende An -
gaben:

a) Erststimme
Für die Wahl im Wahlkreis in
schwarzem Druck die Namen der
Bewerber bzw. der Bewerberinnen
der zugelassenen Kreiswahlvor-
schläge unter Angabe der Partei,
sofern eine Kurzbezeichnung ver-
wendet wird, auch diese. Außerdem
rechts neben dem Namen jedes
Bewerbers bzw. jeder Bewerberin
einen Kreis für die Kennzeichnung.

b) Zweitstimme
Für die Wahl nach Landeslisten in
blauem Druck die Bezeichnung der
Parteien, sofern sie eine Kurz -
bezeichnung verwenden, auch
diese, und jeweils die Namen der
ersten fünf Bewerber bzw. Bewer-
berinnen der zugelassenen Landes-
listen. Außerdem links von der
Parteibezeichnung einen Kreis für
die Kennzeichnung.

Der Wähler bzw. die Wählerin gibt 
- seine/ihre Erststimme in der Weise

ab, dass er/sie im linken Teil des
Stimmzettels (Schwarzdruck) durch
ein in einen Kreis gesetztes Kreuz
oder auf andere Weise eindeutig
kenntlich macht, welchem Bewer-
ber bzw. welcher Bewerberin sie
gelten soll, 

- seine/ihre Zweitstimme in der Weise
ab, dass er/sie im rechten Teil des
Stimmzettels (Blaudruck) durch ein
in einen Kreis gesetztes Kreuz oder
auf andere Weise eindeutig kennt-
lich macht, welcher Landesliste sie
gelten soll.

Der Stimmzettel muss von dem Wähler
bzw. der Wählerin in einer Wahlkabine
des Wahlraumes oder in einem beson-
deren Nebenraum gekennzeichnet und
so zusammengefaltet werden, dass
nicht erkannt werden kann, wie er bzw.
sie gewählt hat.

4. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung
und Feststellung des Wahlergebnisses
im Stimmbezirk sind öffentlich. Jeder-
mann hat Zutritt, soweit das ohne
Störung des Wahlgeschäfts möglich
ist.

5. Wähler bzw. Wählerinnen, die einen
Wahlschein haben, können an der
Wahl im Wahlkreis, für den der Wahl-
schein ausgestellt ist,
a) durch Stimmabgabe in einem belie-

bigen Stimmbezirk dieses Wahlkrei-
ses oder

b) durch Briefwahl 
teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wählen will, erhält bei
der Stadt Mönchengladbach auf Antrag
die Briefwahlunterlagen (siehe Rückseite
der Wahlbenachrichtigung). Er/Sie muss
seinen/ihren Wahlbrief mit dem Stimm -
zettel (im verschlossenen Stimmzettel -
umschlag) und dem unterschriebenen
Wahlschein so rechtzeitig dem Ober -
bürgermeister übersenden, dass er dort
spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr
eingeht. Der Wahlbrief kann auch in der
Zeit vom 18. April bis 12. Mai 2017 in den
Wahlscheinbüros abgegeben werden.
Nähere Informationen hierzu enthält der
Wahlbenachrichtigungsbrief. Außerdem
kann am Wahltag eine Abgabe des Wahl-
briefes beim Fachbereich Bürgerservice,
Abteilung Einwohnermeldeangelegen -
heiten und Wahlen, Goebenstraße 4–8
(Vitus-Center), Eingang D, Zimmer 336,
erfolgen.

Für die Stadt Mönchengladbach werden
33 Briefwahlvorstände gebildet.

Die Briefwahlvorstände treten am Wahltag
um 18.00 Uhr im Fachbereich Bürger -
service, Abteilung Einwohnermeldeange-
legenheiten und Wahlen, Goebenstraße
4–8 (Vitus-Center), Eingang D, zur Ermitt-
lung des Briefwahlergebnisses zusam-

65

AMTSBLATT
der Stadt Mönchengladbach

Nr. 12 Jahrgang   43
30. April 2017

Der Oberbürgermeister gibt bekannt:



men. Die Ermittlung und Feststellung
des Briefwahlergebnisses sind ebenfalls
öffentlich (siehe Punkt 4. dieser Wahl -
bekanntmachung).

Jede/r Wahlberechtigte kann das Wahl-
recht nur einmal und nur persönlich aus -
üben (§ 26 Abs. 4 Landeswahlgesetz).

Wer unbefugt wählt oder sonst ein un -
richtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-
bar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetz-
buches).

Mönchengladbach, den 19.04.2017

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – FB10 –
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Machbarkeitsstudie zum Thema Digitali-
sierung und Konzeptionierung eines mo-
dernen Verwaltungswesens

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
ab Juni 2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Lipperson, Tel. 02161 – 25- 3027

Vergaberechtl. Auskunft erteilt:
Herr Kirberich, Tel. 02161 – 25 -2561
Mail:
zentrale-dienste@moenchengladbach.de

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf der Ver -
gabeplattform evergabe.nrw.de unter der
Vergabenummer 10-2017-006

Ablauf der Angebotsfrist:
09.05.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Submissionsstelle VOL, Zimmer 022
Wilhelm-Strauß-Straße 50 – 52
41236 Mönchengladbach

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:
- Verpflichtungserklärungen gemäß der

Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-

rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

- Liste vergleichbarer Referenzen, zur
Sicherstellung der Eignung in Art, Um-
fang und Qualität der geforderten Lei-
stung im öffentlichen Sektor zzgl. Einer
vollständigen Liste aller Partner mit der
dazugehörigen Beschreibung aller Lei-
stungsgegenstände

Zuschlagskriterien:
80 % Preis
20 % Qualität

Die Angebotswertung erfolgt:
Zu 80 % nach Gebotspreis 
Niedrigster Preis 80 Punkte, ein davon
ausgehend doppelt so hoher Preis: 0
Punkte, dazwischen liegende Preise wer-
den interpoliert

Zu 20 % Dienstleistungsqualität/Leis–
tungs ausführung
Bieter, die die Studie durch eigenes, dau-
erhaft beschäftigtes Personal als durch-
gehend verfügbare und erreichbare
Ansprechpartner während der Leistungs-
phase erstellen, erhalten 20 Punkte. Aus-
genommen davon ist die Erstellung Sze-
nografie (optische Darstellung), die unter
Benennung des bearbeitenden Unterneh-
mens an Dritte vergeben werden kann.
Bieter, die die Studie unter anteiliger Be-
auftragung von Subunternehmern/Fremd-
personal erstellen, erhalten 0 Punkte

Bindefrist:
30.06.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A. Bei der Eröffnung der
Angebote sind die Bieter bzw. ihre Bevoll-
mächtigten nicht zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Personal, Organisation und IT

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – FB10 –
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Beauftragung eines qualifizierten Perso-
nalberaters (Headhunters) zur Besetzung
der Fachbereichsleiterstelle im Fach -
bereich Straßenbau und Verkehrstechnik

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Mai – September 2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Starck, Tel. 02161 – 25- 3037

Vergaberechtl. Auskunft erteilt:
Herr Kirberich, Tel. 02161 – 25 -2561
Mail:
zentrale-dienste@moenchengladbach.de

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf der Ver -
gabeplattform evergabe.nrw.de unter der
Vergabenummer 10-2017-007.

Ablauf der Angebotsfrist:
09.05.2017, 13:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Submissionsstelle VOL, Zimmer 022
Wilhelm-Strauß-Straße 50 – 52
41236 Mönchengladbach

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
- Liste vergleichbarer Referenzobjekte
- Angaben zum für die Leistung und

Aufsicht vorgesehenen technischen
Personal

- Der Bieter hat mindestens 5 Referen-
zen aus den letzten drei Jahren vorzu-
legen, mit denen eine positive Vermitt-
lung einer Führungskraft (mindestens
Abteilungsleitung oder vergleichbare
Stellen) im öffentlichen Dienst belegt
werden kann. Hierbei sind die Positio-
nen, die erfolgreich vermittelt wurden
sowie die entsprechenden Kontakt -
daten zu benennen.

Es wird gebeten, die nachfolgende Ver-
pflichtungserklärung auszufüllen:
- Verpflichtungserklärung zu Tariftreue

und Mindestentlohnung für Dienst- und
Bauleistungen gem. TVgG, 

- Die Verpflichtungserklärung ist, wenn
sie nicht mit dem Angebot vorgelegt
wird, vom Bestbieter auf Anforderung
durch den Auftraggeber innerhalb von
5 Werktagen vorzulegen. Eine Nicht-
vorlage innerhalb der genannten Frist
führt zum Ausschluss des Angebotes.

Zuschlagskriterien:
Maximal sind 1000 Punkte in der ersten
Wertungsstufe (Auswahl) erreichbar.
Die Wertungspunkte teilen sich auf in die
Kriterien Preis (40 %) und Qualität (60 %). 
Im ersten Wertungskriterium Preis können
maximal 400 Punkte erreicht werden.
Das preislich günstigste Angebot erhält
die volle Punktzahl, ab dem doppelt so
hohen Angebot werden 0 Punkte verge-
ben. Die zwischenliegenden Angebote
werden interpoliert. 

Im zweiten Wertungskriterium Qualität
können maximal 600 Punkte erreicht wer-
den.
Bei Abgabe der mindestens geforderten
5 Referenzen zum Nachweis der Quali -
fikation werden 400 Punkte vergeben. Je
weitere 5 Referenzen werden zusätzlich
50 Punkte vergeben, bis zu einem Maxi-
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malwert von 150 Punkten. Weitere Punkte
können mit Referenzen bezüglich Per -
sonalakquise aus dem technischen Be-
reich erreicht werden. Hier werden je drei
Referenzen zusätzlich 10 Punkte ver -
geben, bis zu einem Maximalwert von
50 Punkten.

Somit können im Wertungskriterium Qua-
lität mindestens 400 Punkte (5 Referenzen
ohne Bezug zum technischen Bereich)
und maximal 600 Punkte (maximal 550
Punkte aus der Menge der Referenzen
und 50 Punkte aus dem Bezug der Refe-
renzen) erreicht werden.
Es werden maximal drei Bieter aus -
gesucht. Diese werden aufgefordert ein
Konzept zur Ausführung vorzustellen und
dieses durch einen Vortrag zu ergänzen.
Hierdurch können maximal weitere
200 Punkte erreicht werden. 100 Punkte
mit dem Konzept zur Ausführung und
100 Punkte durch den Vortrag. Beides
wird durch eine Auswahlkommission be-
wertet.
Am Ende wird derjenige Bieter beauftragt,
der die Bewertungskommission mit
seinem Konzept und seinem Vortrag
überzeugt.

Bindefrist:
30.06.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A. Bei der Eröffnung der An-
gebote sind die Bieter bzw. ihre Bevoll-
mächtigten nicht zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Personal, Organisation und IT

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – FB10 –
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung und von LWL-Backbonekompo-
nenten und den dazugehörigen Aus-
führungsarbeiten

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
bis spätestens 20.06.2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Lipperson, Tel. 02161/25 – 3027

Vergaberechtl. Auskunft erteilt:
Herr Kirberich, Tel. 02161 – 25 -2561
Mail:
zentrale-dienste@moenchengladbach.de
Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf der Verga-

beplattform evergabe.nrw.de unter der
Vergabenummer 10-2017-008.

Ablauf der Angebotsfrist:
10.05.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Submissionsstelle VOL, Zimmer 022
Wilhelm-Strauß-Straße 50 – 52
41236 Mönchengladbach

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:

Es wird gebeten, die nachfolgende Ver-
pflichtungserklärung auszufüllen:
- Verpflichtungserklärung zu Tariftreue

und Mindestentlohnung für Dienst- und
Bauleistungen gem. TVgG, 

- Die Verpflichtungserklärung ist, wenn
sie nicht mit dem Angebot vorgelegt
wird, vom Bestbieter auf Anforderung
durch den Auftraggeber innerhalb von
5 Werktagen vorzulegen. Eine Nicht-
vorlage innerhalb der genannten Frist
führt zum Ausschluss des Angebotes.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
09.06.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A. Bei der Eröffnung der An-
gebote sind die Bieter bzw. ihre Bevoll-
mächtigten nicht zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Personal, Organisation und IT

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Straßenbau und Verkehrstechnik,
Abteilung Verkehrs- und Kommunika -
tionstechnik –, 41050 Mönchengladbach,
vergibt in öffentlicher Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Rahmenvertrag über Erd- und Straßen-
bauarbeiten für die Verkehrstechnik im
Stadtgebiet von Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Erdbau-, Straßenbau- und Kabelverlege-
arbeiten
Es sind an ca. 200 Einsatzorten Tiefbau-,
Straßenbau-, Kabelverlege- und Mast -
stellarbeiten auszuführen. Alle aus -
geschriebenen Mengen verteilen sich auf
die Einsatzorte und sind nicht zusammen-

hängend. Bei einem Teil der Einsatzorte
handelt es sich auch um Kleinstmaßnah-
men und die Beseitigung von Unfallschä-
den. Ca. 25 Straßenbeleuchtungsmasten
(Länge 9,00 m bis 12,00 m) ausbauen,
transportieren und setzen, 5 Fußgänge r -
überwege umbauen, 7 Lichtsignalanlagen
umbauen, ca. 50 qm bit Flächen aufneh-
men, ca. 2600 qm Gehwegoberflächen
aufnehmen und herstellen, ca. 20.000 m
LWL-Kabel in Rohre einziehen, ca. 2.700
m Kabelgraben herstellen.

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Juli 2017 bis Dezember 2018

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ruschke, Telefon: 02161/25-9051

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-079

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Oberge-
schoss, Zimmer 2017 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
11.05.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang G)
2. Obergeschoss, Zimmer 2017

Die Submission findet am  11.05.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Ober -
geschoss, Zimmer 2017, statt.

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
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rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

Eignungsnachweise, die durch Präquali -
fikationsverfahren erworben werden, wer-
den zugelassen.

Zuschlagsfrist:
22.06.2017

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Änderungssatzung zur am
28.02.1983 mit Geltung vom
01.01.1984 beschlossenen

Verbandssatzung des Wasser-
und Bodenverbandes der

Mittleren Niers in der Fassung
des Änderungsbeschlusses

vom 02.12.1988
Aufgrund § 58 Wasserverbandsgesetz
(WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405)
hat der Verbandsausschuss des Wasser-
und Bodenverbandes der Mittleren Niers
am 28.10.2016 folgende Änderungen
zur Verbandssatzung des Wasser- und
Bodenverbandes der Mittleren Niers vom
28.02.1983 in der Fassung der
Änderungssatzung vom 02.12.1988 be-
schlossen: 

Artikel 1a (Satzungsneufassung durch
Ausschussbeschluss vom 11.10.1995)
Die Verbandssatzung des Verbandes vom
28.02.1983 mit Geltung vom 01.01.1984
in der Fassung des Ausschussbeschlus-
ses vom 02.12.1988 erhält folgende neue
Fassung: 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz (zu § 1 und
§ 3 WVG)

(1) Der Verband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband der Mittleren
Niers".

(2) Er ist ein Wasser- und Bodenverband
im Sinne des Gesetzes über Wasser-
und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz – WVG) vom 12. Februar
1991 (BGBl. I S. 405).

(3) Der Verband ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts und hat seinen
Sitz in Viersen. Er führt ein Schrift -
siegel.

(4) Der Wasser- und Bodenverband der
Mittleren Niers ist Rechtsnachfolger
des Wasser- und Bodenverbandes
der Niers- und Nordkanal-Niederung
bzw. der Genossenschaft für die Meli-
oration der Niers- und Nordkanal-Nie-
derung,
des Wasserverbandes am Schleck-
bach,
des Wasserverbandes Willicher Flöth,
des Wasser- und Bodenverbandes
Broeckhuyser Heide,
des Wasser- und Bodenverbandes
Wankumer Heide.

§ 2 Verbandsgebiet (zu § 3 WVG)
(1) Das Verbandsgebiet ist das natürli-

che, oberirdische Einzugsgebiet der
Niers ab der Einmündung des Trieth -
baches bis zur Gemeindegrenze
Wachtendonk-Straelen (km 3.600 des
Niersabschnittes Eisenbahnbrücke
Mönchengladbach/Korschenbroich-
Süchteln bis km 11.250 des Niers -
abschnittes Grefrath-Holtheyde).

2) Das Verbandsgebiet ergibt sich im
Einzelnen aus einer Übersichtskarte
im Maßstab 1 : 25.000, die bei der Ge-
schäftsstelle des Verbandes in Vier-
sen zur Einsichtnahme ausliegt. Eine
Verbandskarte in verkleinertem Maß-
stab liegt der Satzung als Anlage bei.

§ 3 Aufgaben (zu § 2 und § 5 WVG)
(1) Der Verband hat in seinem Verbands-

gebiet zur Aufgabe:
a) den Ausbau einschließlich des na-

turnahen Rückbaues und die Un-
terhaltung von oberirdisch fließen-
den Gewässern;

Darüber hinaus kann der Verband fol-
gende Aufgaben haben:
b) den Bau und die Unterhaltung von

Anlagen in und an oberirdisch
fließenden Gewässern, ausge-
nommen Anlagen von Versor-
gungs- und Verkehrsträgern;

c) die Regelung des Wasserabflus-
ses einschließlich des Ausgleichs
der Wasserführung und der Siche-
rung des Hochwasserabflusses in
oberirdisch fließenden Gewäs-
sern;

d) den Bau und die Unterhaltung von
land- und forstwirtschaftlichen
Wegen einschließlich der zu-
gehörigen Brückenbauwerke;

e) die Be- und Entwässerung von
Grundstücken;

f) die Abfallentsorgung (Einsammeln
und Befördern des Abfallgutes) im
Zusammenhang mit der Durch-
führung der Verbandsaufgaben;

g) die Herrichtung, Erhaltung und
Pflege von Flächen, Anlagen und
Gewässern zum Schutz des Na-
turhaushalts, des Bodens und für
die Landschaftspflege.

(2) Ausgenommen von den vorgenannten
Aufgaben sind die Gewässer Niers
und Kleine Niers.

(3) Aufgaben, die nach Abs. 1 b–g dem
Verband obliegen, haben die bisher
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen,
bis der Verband sie übernimmt.

(4) Der Verband kann Aufträge überneh-
men, die zwar nicht erforderlich, aber
dienlich sind und mit seinen Aufgaben
in Zusammenhang stehen. Die Kosten
trägt der Auftraggeber.

§ 4 Mitglieder (zu §§ 23, 24, 25 WVG)
(1) Beitragspflichtige Mitglieder des Ver-

bandes sind:
a) Städte und Gemeinden mit ihren

Flächen innerhalb des Verbands-
gebietes,

b) die Eigentümer von Grundstücken
und Anlagen, die die Unterhaltung
über die bloße Beteiligung am
natürlichen Abflußvorgang hinaus
erschweren,

c) die jeweiligen Eigentümer von An-
lagen, die aus der Durchführung
der Verbandsaufgaben einen Vor-
teil haben oder zu erwarten haben
oder denen der Verband die
Pflicht zur Unterhaltung ihrer Anla-
gen erleichtert oder abnimmt.

(2) Beitragsfreie Mitglieder sind die Ge-
wässereigentümer und Uferanlieger
und der Niersverband, soweit sie nicht
nach Abs. 1 bereits beitragspflichtige
Mitglieder sind.

(3) Über seine Mitglieder führt der Ver-
band ein Mitgliederverzeichnis und
hält es auf dem Laufenden. Es liegt
bei der Geschäftsstelle des Verban-
des in Viersen zur Einsicht durch die
Mitglieder aus. Das Mitgliederver-
zeichnis ist nicht Bestandteil der Sat-
zung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben hat

der Verband folgende Arbeiten inner-
halb seines Gebietes – mit Ausnahme
der Niers und der Kleinen Niers – zu
leisten:
a) Unterhaltung aller oberirdisch

fließenden Gewässer II. Ordnung
im Verbandsgebiet.

Darüber hinaus kann der Verband fol-
gende Arbeiten innerhalb seines Ge-
bietes – mit Ausnahme der Niers und
der Kleinen Niers – leis ten:
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b) Ausbau, Beseitigung oder Umge-
staltung von fließenden Gewäs-
sern, Gewässerteilen oder ihrer
Ufer, Deiche und Dammbauten;

c) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von Anlagen in und an oberirdisch
fließenden Gewässern, mit Aus-
nahme der Anlagen von Versor-
gungs- und Verkehrsträgern;

d) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von Anlagen zum Anstau von Ge-
wässern und von Rückhalte-
becken und Grundstücken zum
Ausgleich der Wasserführung und
zum Hochwasserschutz;

e) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von Anlagen und Einrichtungen
zur Be- und Entwässerung von
Grundstücken;

f) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von land- und forstwirtschaftli-
chen Wegeflächen einschließlich
der zugehörigen Durchlässe und
Brückenbauwerke;

g) Herrichtung, Erhaltung und Pflege
von Grundstücksflächen, Anlagen
und Gewässern zum Schutz des
Naturhaushaltes, des Bodens und
für die Landschaftspflege.

(2) Das Unternehmen nach Abs. 1 a er-
gibt sich aus dem Gewässerplan im
Maßstab 1 : 25.000 sowie dem Ge-
wässerverzeichnis.

(3) Der Verband führt die in Abs. 1 b) bis
g) genannten Verbandsunternehmen
durch, soweit er dazu in der Lage ist
und der Verbandsausschuß die ent-
sprechenden Einzelpläne beschlossen
hat. Auf Durchführung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt haben die Mitglie-
der keinen Anspruch.

§ 6 Benutzung der Grundstücke für das
Unternehmen (zu § 33 WVG)

(1) Der Verband ist berechtigt, das Ver-
bandsunternehmen auf den zum Ver-
band gehörenden Grundstücken der
dinglichen Mitglieder durchzuführen.
Er darf die Grundstücke der Mitglieder
betreten und die für das Unternehmen
benötigten Stoffe (Steine, Erde, Rasen
usw.) von diesen Grundstücken neh-
men, soweit sie land- oder forstwirt-
schaftlich genutzt werden oder Un-
land oder Gewässer sind, wenn nicht
ordnungsbehördliche Vorschriften
entgegenstehen.

(2) Die Eigentümer der an die Gewässer
angrenzenden Grundstücke haben
den mit der Unterhaltung (Schneidung
und Räumung etc.) beauftragten Ar-
beitern und deren Aufsicht den nöti-
gen Zugang über ihre Grundstücke
nach vorheriger Ankündigung zu ge-
statten und das Ablagern des
Schneid- bzw. Räumgutes und den
Gewässerausbau auf ihren Grund-
stücken zu dulden.

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder
(zu § 33 Abs. 2 WVG)

(1) Die Bewirtschaftung der Ufergrund-
stücke haben die Anlieger so durchzu-
führen, daß der Verband die Möglich-

keit hat, an den Gewässern die Unter-
haltung mit seinen Maschinen und
Geräten durchzuführen.

(2) Als Weide genutzte Grundstücke, die
an ein vom Verband zu unterhaltendes
Gewässer angrenzen, sind einzuzäu-
nen. Der Weidezaun muß einen Ab-
stand von mind. 1,00 m – ab Oberkan-
te Gewässerböschung gemessen –
haben. Mit dem gleichen Mindestab-
stand sind Ufergrundstücke von jegli-
chem Holzaufwuchs freizuhalten und
von der ackerbaulichen Nutzung aus-
zuschließen. Einfriedungen (wie z. B.
Maschendrahtzäune) und Anschüttun-
gen müssen einen Abstand von mind.
1,50 m – ab Oberkante Gewässerbö-
schung gemessen – haben. Gebäude,
Mauern oder sonstige Anlagen am
Gewässer müssen einen Abstand von
mind. 3,00 m – ab Oberkante Gewäs-
serböschung gemessen – haben. Eine
Bewirtschaftung innerhalb der vorge-
nannten Mindestabstände, der der
Verband nicht zugestimmt hat, stellt
eine Behinderung dar. Behindert die
Bewirtschaftungsart die Unterhaltung,
so wird der Anlieger zu den Mehr-
kosten herangezogen. Die Eigentümer
der Anliegergrundstücke sind ver-
pflichtet, das oberhalb der Böschung
abgelagerte Räumgut zu verwerten,
zu beseitigen bzw. beseitigen zu las-
sen. Bis zum 1. Dezember eines jeden
Jahres ist das Räumgut zu beseitigen.
Ausgenommen von den Mindestab-
ständen sind die Bepflanzungen, die
vom Verband aus unterhaltungstech-
nischen Gründen im Rahmen des § 30
WHG Abs. 2 durchgeführt werden.

(3) Die Eigentümer von Anlagen in und an
Gewässern sind verpflichtet, ihre An-
lagen so zu unterhalten, daß von
ihrem baulichen Zustand keine zu-
sätzlichen Erschwernisse oder Behin-
derungen der Unterhaltungsarbeiten
hervorgerufen werden.

(4) Viehtränken, Übergänge oder ähnliche
Anlagen sind nach Angaben des Ver-
bandes so anzulegen und zu unterhal-
ten, daß sie das Verbandsunterneh-
men nicht hemmen.

(5) Verbandsmitglieder, die ihren Pflich-
ten gemäß Abs. 1 bis 4 nicht nach-
kommen, werden zu den erhöhten 
Kosten der Gewässerunterhaltung
und des entstehenden Verwaltungs-
aufwandes herangezogen.

§ 8 Verbandsschau 
zu § 44 und § 45 WVG)

(1) Die Anlagen, Gewässer bzw. Grund-
stücke des Verbandes sind ent -
sprechend der vom Verbandsaus-
schuß zu erlassenden Schauordnung
zu schauen.

(2) Der Verbandsausschuß wählt drei
Schaubeauftragte. Die Amtszeit der
Schaubeauftragten beträgt 8 Jahre.
Sie beginnt erstmalig mit der Wahl im
Jahre 1996 und endet erstmalig am
31. Dezember 2003. Die Verbands-
schau leitet der Geschäftsführer.

§ 9 Organe des Verbandes
(zu § 46 WVG)

Organe des Verbandes sind
a) der Verbandsausschuß,
b) der Vorstand.

§ 10 Zusammensetzung des Verbands-
ausschusses (zu § 46 und § 49
WVG)

(1) Der Verbandsausschuß hat 21 Mit-
glieder.

(2) Beitragspflichtige Mitglieder:
a) Städte und Gemeinden (gemäß

§ 4 Abs. 1 a der Satzung)
12 Mitglieder

b) Erschwerer und Vorteilhabende
(gemäß § 4 Abs. 1 b und 1 c der
Satzung)
2 Mitglieder

(3) Beitragsfreie Mitglieder:
a) Uferanlieger

6 Mitglieder
b) Niersverband (gemäß § 4 Abs. 2

der Satzung)
1 Mitglied

(4) Aufteilung der Mitgliedersitze im
Ausschuß:

a) Die Mitglieder zu Abs. 2 a vertei-
len sich wie folgt:
für die Städte und Gemeinden
Gruppe I Willich

3 Mitglieder
Gruppe II Mönchengladbach, 

Kaarst, Meerbusch,
Korschenbroich

1 Mitglied
Gruppe III Viersen

3 Mitglieder
Gruppe IV Grefrath, Nettetal

1 Mitglied
Gruppe V Tönisvorst, Krefeld

2 Mitglieder
Gruppe VI Kempen

1 Mitglied
Gruppe VII Wachtendonk,

Straelen
1 Mitglied

b) Die Mitglieder zu Abs. 3 a vertei-
len sich auf die entsprechenden
Stadt- bzw. Gemeindegebiete
wie folgt:
ba) Willich, Mönchengladbach

2 Mitglieder
bb) Viersen

1 Mitglied
bc) Grefrath, Nettetal

1 Mitglied
bd) Tönisvorst, Kempen, Krefeld

1 Mitglied
be) Wachtendonk, Straelen

1 Mitglied
c) Die Mitglieder zu Abs. 3 b vertei-

len sich wie folgt:
Niersverband 1 Mitglied

(5) Jedes Mitglied hat einen Stellvertre-
ter.

§ 11 Wahl des Verbandsausschusses
(zu § 49 WVG)

(1) Die Ausschußmitglieder und ihre
Stellvertreter werden von den wahl-
berechtigten Mitgliedern jeder ein-
zelnen Gruppe gewählt.
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a) Bei beitragspflichtigen Mitglie-
dern gewährt eine Beitragszah-
lung von jährlich 200,– DM eine
Stimme.

b) Bei beitragsfreien Mitgliedern ge-
währt das Eigentum am Gewäs-
ser oder am Anliegergrundstück
von 200 lfdm (jeweils in der Ge-
wässerachse gemessen) eine
Stimme.

c) Kein Wahlberechtigter kann mehr
als 10 Stimmen auf sich vereini-
gen.

d) Überschießende Stimmen entfal-
len ersatzlos.

e) Mitglieder, die weniger als
200,– DM Jahresbeitrag oder we-
niger als 200 lfdm Anliegerlänge
zu vertreten haben, können sich
zu Gruppen (Gruppenstimmen) in
der jeweiligen Mitgliedergruppe
zusammenschließen. Der Vor-
standsvorsitzende weist die Mit-
glieder auf diese Möglichkeit hin.

f) Wählbar sind geschäftsfähige
Verbandsmitglieder. Ist das Mit-
glied eine juristische Person des
öffentlichen oder privaten Rechts
oder eine Personengesellschaft,
so ist eine von diesen benannte
natürliche Person wählbar.

g) Der Zeitpunkt der Wahl wird vom
Vorstandsvorsitzenden bestimmt.
Die Wahl kann an mehreren Orten
und verschiedenen Tagen statt-
finden.

(2) Die Städte und Gemeinden (§ 10
Abs. 2 a in Verbindung mit Abs. 4 a)

Die Ausschußmitglieder und ihre Stellver-
treter werden von der jeweiligen Stadt-
bzw. Gemeindegruppe benannt.

a) Wahlvorsteher in jeder Gemein-
degruppe ist der Hauptgemein-
debeamte der Gemeinde mit dem
größten Anteil an der Verbands-
fläche.

b) Der Wahlvorsteher lädt die wahl-
berechtigten Gemeinden minde-
stens 14 Tage vor dem Wahlter-
min.

c) Die Wählerlisten werden 6 Wo-
chen vor Wahltermin in den Ge-
schäftsräumen des Verbandes
ausgelegt.

d) Einsprüche gegen die Wähler -
listen müssen spätestens 14
Tage vor dem Termin angemeldet
werden. Spätere Einsprüche wer-
den bei der Wahl nicht berück-
sichtigt.

e) Gewählt sind diejenigen, die in
der Reihenfolge die meisten
Stimmen auf sich vereinigen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet
das vom Wahlvorsteher zu zie-
hende Los.

(3) Die Erschwerer und Vorteilhabenden
(§ 10 Abs. 2 b)

Die Ausschußmitglieder und ihre Stellver-
treter werden von den Mitgliedern der Er-
schwerergruppe gewählt.

a) Wahlvorsteher ist der Vorstands-
vorsitzende.

b) Der Vorstandsvorsitzende lädt
die Wahlberechtigten mindestens

14 Tage vor dem Wahltermin. Die
Ladung erfolgt durch Bekannt-
machung gemäß § 43. Sie muß
Ort und Zeit der Wahl enthalten.

c) Es gilt Abs. 2 c) entsprechend.
d) Es gilt Abs. 2 d) entsprechend.
e) Es gilt Abs. 2 e) entsprechend.

(4) Gewässereigentümer und Anlieger
(§ 10 Abs. 3 a in Verbindung mit Abs.
4 b)

Die Ausschußmitglieder und ihre Stellver-
treter werden durch die Wahlberechtigten
innerhalb der Gemeindegruppe gewählt.

a) Wahlvorsteher ist in jeder Ge-
meindegruppe der Hauptgemein-
debeamte der Gemeinde mit dem
größten Anteil an der Verbands-
fläche.

b) Es gilt Abs. 3 b entsprechend.
c) Es gilt Abs. 2 c entsprechend.
d) Es gilt Abs. 2 d entsprechend.
e) Es gilt Abs. 2 e entsprechend.

(5) Niersverband (§ 10 Abs. 3 b in Ver-
bindung mit Abs. 4 c)

Das Ausschußmitglied und sein Stellver-
treter werden vom Niersverband benannt.

§ 12 Amtsdauer des Verbandsaus-
schusses (zu § 49 WVG)

(1) Die Amtsdauer des Verbandsaus-
schusses beträgt acht Jahre. Der
Verbandsausschuß bleibt grundsätz-
lich bis zur Neuwahl im Amt, auch
über die laufende Wahlperiode hin-
aus.

(2) Wenn ein Ausschußmitglied vor Ab-
lauf der Amtszeit ausscheidet und
kein Vertreter an seine Stelle treten
kann, ist für den Rest der Amtszeit
nach § 10 bzw. § 11 Ersatz zu
wählen bzw. zu ernennen.

(3) Die ausscheidenden Mitglieder blei-
ben bis zum Eintritt der neuen Mit-
glieder im Amt.

(4) Beamte oder Angestellte oder sons -
tige Vertreter eines Mitgliedes schei-
den aus, wenn sie aus ihrem Amt
oder einer Anstellung beim Mitglied
ausscheiden.

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschus-
ses (zu § 47 WVG)

Der Verbandsausschuß hat folgende Auf-
gaben:
1) Wahl und Abberufung der Vorstands-

mitglieder sowie ihrer Stellvertreter,
2) Wahl und Abberufung des Vorstands-

vorsitzenden sowie dessen Stellver-
treter,

3) Beschlußfassung über Änderungen
der Satzung, des Unternehmens, des
Planes oder der Aufgabe des Verban-
des sowie über die Grundsätze der
Geschäftspolitik,

4) Beschlußfassung über die Umgestal-
tung und die Auflösung des Verban-
des,

5) Beschlußfassung über die Schauord-
nung und die Wahl der Schaubeauf-
tragten,

6) Beschlußfassung über die für die Bei-
tragsberechnung erforderlichen Ver-
anlagungsregeln,

   

7) Festsetzung des Haushaltsplanes so-
wie von Nachtragshaushaltsplänen
einschließlich der Festsetzung der
maßgeblichen Hebesätze und des
Stellenplanes,

8) Beschlußfassung über die Entlastung
des Vorstandes,

9) Festsetzung von Vergütungen bzw.
Entschädigungen für Mitglieder des
Verbandsausschusses, Vorstandsmit-
glieder sowie für den Vorstandsvorsit-
zenden,

10) Festsetzung von allgemeinen
Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse der Verbandsbe-
diensteten,

11) Beschlußfassung über den Einspruch
gegen eine Zwangsfestsetzung des
Haushaltsplanes,

12) Beschlußfassung über Rechtsge-
schäfte zwischen Vorstandsmitglie-
dern und dem Verband,

13) Beratung des Vorstandes in allen
wichtigen Angelegenheiten,

14) Wahl eines verbandsinternen Prü-
fungsausschusses bzw. Bestellung
der Prüfstelle.

§ 14 Sitzungen des Verbandsausschus-
ses (zu § 50 und § 74 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende lädt, so-
fern es die Verbandsgeschäfte erfor-
dern, jedoch mindestens einmal im
Jahr, die Ausschußmitglieder, die
Vorstandsmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde mit mindestens zwei-
wöchiger Frist zu einer Ausschußsit-
zung ein und teilt gleichzeitig die Ta-
gesordnung mit. Der Vorstandsvor-
sitzende kann bei Bedarf Fach-
behörden zu den Sitzungen hinzu-
ziehen. In dringenden Fällen bedarf
es keiner Frist; in der Ladung ist dar-
auf hinzuweisen.

(2) Zu einer Ausschußsitzung ist unver-
züglich einzuladen, wenn mindes -
tens ein Drittel der satzungsmäßigen
Ausschußmitgliederzahl diese
schriftlich unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände verlangt. Diese
Sitzung muß mindestens innerhalb
eines Monats nach Eingang des An-
trages statt finden.

(3) Der Vorstandsvorsitzende leitet die
Ausschußsitzungen. Er hat kein
Stimmrecht. Die Mitglieder des Vor-
standes sind befugt, das Wort zu
ergreifen; sie haben jedoch kein
Stimmrecht.

§ 15 Beschließen im Verbandsausschuß
(1) Der Ausschuß bildet seinen Willen

mit der Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder. Jedes Aus-
schußmitglied hat eine Stimme.
Stimmengleichheit bedeutet Ableh-
nung.

(2) Der Ausschuß ist beschlußfähig,
wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder des Verbandsausschusses
vertreten ist. Ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen ist er be-
schlußfähig, wenn in der Einladung
mitgeteilt worden ist, daß ohne 
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Rücksicht auf die Anzahl der Er-
schienenen beschlossen wird.

(3) Über die Sitzungen sind Nieder-
schriften zu fertigen; diese sind vom
Vorstandsvorsitzenden und einem
Ausschußmitglied zu unterschreiben
und allen Ausschußmitgliedern zuzu-
leiten.

§ 16 Zusammensetzung des Vorstandes
(zu § 52 und § 53 WVG)

(1) Der Vorstand besteht aus 6 ehren-
amtlichen Verbandsmitgliedern. Je-
des Vorstandsmitglied hat einen
Stellvertreter. Der Vorstandsvorsit-
zende braucht nicht Verbandsmit-
glied zu sein. Für diesen Fall besteht
der Vorstand aus 7 Mitgliedern.

(2) Die Vorstandsmitglieder und ent-
sprechend deren Stellvertreter ver-
teilen sich auf die Mitgliedergruppen
wie folgt:
a) auf die Mitgliedergruppe nach § 4

Abs. 1 a
3 Vorstandssitze

b) auf die Mitgliedergruppe nach § 4
Abs. 1 b und c
1 Vorstandssitz

c) auf die Mitgliedergruppe nach § 4
Abs. 2
2 Vorstandssitze

(3) Jede der in § 4 Abs. 1 a bis c und
Abs. 2 genannten Mitgliedergruppen
wählt die auf sie nach § 16 Abs. 2
entfallenden Vorstandsmitglieder
selbst, und zwar auf Grund von Vor-
schlägen aus der Mitte der jeweili-
gen Gruppe im Ausschuß unter der
Leitung des Vorstandsvorsitzenden.

(4) Der Verbandsausschuß kann den
Verbandsvorstand, den Vorstands-
vorsitzenden wie auch einzelne Vor-
standsmitglieder mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Drittel seiner
satzungsmäßigen Ausschußmitglie-
derzahl abberufen. Ein Antrag auf
Abberufung muß schriftlich gestellt
werden und von mindestens zwei
Dritteln der Ausschußmitglieder un-
terzeichnet sein. Zu der Ausschuß-
sitzung, in der über diesen Antrag
entschieden werden soll, darf nicht
mit verkürzter Ladungsfrist geladen
werden. Die Abberufung und ihr
Grund sind der Aufsichtsbehörde
anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde
kann der Abberufung innerhalb eines
Monats nach Eingang der Anzeige
unter Angabe von Gründen wider-
sprechen. Widerspricht die Auf-
sichtsbehörde, so ist die Abberufung
unwirksam.

(5) Aufgaben und Befugnisse als Vor-
standsmitglied können nicht übertra-
gen werden. Vorstandsmitglieder
und deren Stellvertreter können
nicht gleichzeitig Ausschußmitglie-
der sein.

§ 17 Amtszeit des Vorstandes (zu § 53
WVG)

(1) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt
acht Jahre. Der Vorstand bleibt
grundsätzlich bis zur Neuwahl im
Amt, auch über die laufende Wahl-
periode hinaus.

(2) Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem
Ablauf der Amtszeit ausscheidet und
kein Stellvertreter an seine Stelle tre-
ten kann, so ist für den Rest der
Amtszeit nach § 16 Ersatz zu
wählen.

(3) Beamte, Angestellte oder sonstige
Vertreter eines Verbandsmitgliedes
scheiden aus, wenn sie aus ihrem
Amt oder ihrer Anstellung beim Ver-
bandsmitglied ausscheiden.

(4) Die ausscheidenden Vorstandsmit-
glieder bleiben bis zur Wahl der neu-
en Vorstandsmitglieder im Amt.

§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51
und § 54 WVG)

(1) Dem Vorstand obliegen alle Ge-
schäfte des Verbandes, zu denen
nicht durch Gesetz oder Satzung der
Verbandsausschuß berufen ist.

(2) Der Vorstand beschließt insbeson-
dere über:
a) die Vorschläge zur Änderung

oder Ergänzung der Satzung, des
Unternehmens, des Planes, der
Einzelpläne oder der Aufgabe des
Verbandes,

b) die Aufnahme und Entlassung
von Mitgliedern (§ 23, 24 WVG),

c) die Aufstellung des Haushaltspla-
nes und seiner Nachträge,

d) die Aufnahme von Darlehen und
Kassenkrediten,

e) die Bewirtschaftung der Rückla-
gen,

f) die Aufstellung der Jahresrech-
nung,

g) die Anstellung und Entlassung
des Geschäftsführers einschl.
seiner Vergütung und Entschädi-
gung,

h) Widersprüche gegen die Bei-
tragsveranlagung,

i) Angelegenheiten, deren finanziel-
le Auswirkungen den Betrag von
50.000,– DM übersteigen

j) die Aufstellung der Schauord-
nung,

k) die Geschäftsordnung.

§ 19 Sitzungen des Vorstandes (zu § 56
WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende lädt, so-
fern es die Verbandsgeschäfte erfor-
dern oder 3 Vorstandsmitglieder es
fordern, jedoch mindestens zweimal
im Jahr, die Vorstandsmitglieder und
die Aufsichtsbehörde mit mindes -
tens zweiwöchiger Frist zu den Sit-
zungen ein. Er teilt mit der Einladung
die Tagesordnung mit. Der Vor-
standsvorsitzende kann bei Bedarf
Fachbehörden und den Niersver-
band zu den Sitzungen hinzuziehen.

(2) Die Einladungsfrist kann in dringen-
den Fällen auf 3 Tage verkürzt wer-
den. In der Ladung ist darauf hinzu-
weisen.

(3) Der Vorstandsvorsitzende leitet die
Vorstandssitzungen. Er hat Stimm-
recht.

(4) An allen Sitzungen nimmt der Ge-
schäftsführer teil.

§ 20 Beschließen im Vorstand (zu § 56
WVG)

(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit
der Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Vorstandsmitglieder. Stim-
mengleichheit bedeutet Ablehnung.
Jedes Vorstandsmitglied hat eine
Stimme.

(2) Der Vorstand ist beschlußfähig,
wenn mindestens die Hälfte aller
Vorstandsmitglieder anwesend ist.
Ohne Rücksicht auf die Zahl der Er-
schienenen ist er beschlußfähig,
wenn bei der Einladung mitgeteilt
worden ist, daß ohne Rücksicht auf
die Zahl der Erschienenen beschlos-
sen wird.

(3) Auf schriftlichem Wege erzielte Be-
schlüsse sind gültig, wenn kein Vor-
standsmitglied widerspricht.

(4) Über die Sitzungen sind Nieder-
schriften zu fertigen, die vom Vor-
standsvorsitzenden und einem Vor-
standsmitglied zu unterschreiben
und allen Vorstandsmitgliedern zu-
zuleiten sind.

§ 21 Geschäfte des Vorstandsvorsitzen-
den und des Vorstandes

(1) Der Vorstandsvorsitzende führt den
Vorsitz im Vorstand und im Ver-
bandsausschuß. Ihm obliegen alle
Geschäfte im Rahmen der Beschlüs-
se des Verbandsausschusses über
die Grundsätze der Geschäftspolitik.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben die er-
forderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie
sind dem Verband insbesondere
dafür verantwortlich, daß die Be-
stimmungen der Satzung eingehal-
ten und die Beschlüsse des Ver-
bandsausschusses ausgeführt wer-
den.

(3) Der Vorstand unterrichtet in ange-
messenen Zeitabständen die Ver-
bandsmitglieder in geeigneter Weise
über die Angelegenheiten des Ver-
bandes.

§ 22 Geschäftsführer
(1) Der Verband hat einen Geschäfts-

führer.
(2) Der Geschäftsführer führt seine

Tätigkeit im Rahmen der vom Vor-
stand zu erlassenden Geschäftsord-
nung.

(3) Der Geschäftsführer ist Dienstvorge-
setzter aller Dienstkräfte des Ver-
bandes.

§ 23 Dienstkräfte
Der Verband hat einen Kassenverwalter
und bei Bedarf weitere Dienstkräfte einzu-
stellen, soweit die Stellen im Haushalts-
plan (Stellenplan) ausgewiesen sind.

§ 24 Gesetzliche Vertretung des Verban-
des (zu § 54 und § 55 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende vertritt
den Verband gerichtlich und außer-
gerichtlich, sofern nicht der Ge-
schäftsführer für bestimmte Berei-
che hierzu berufen ist.

(2) Der Geschäftsführer vertritt den Ver-
band gerichtlich und außergericht-
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lich für den Bereich der laufenden
Verwaltung und für darüber hinaus-
gehende Angelegenheiten, zu denen
er durch Beschluß des Vorstandes
bzw. des Ausschusses ausdrücklich
ermächtigt wird.

(3) Erklärungen, durch die der Verband
verpflichtet werden soll, bedürfen
der Schriftform; sie sind nach Maß-
gabe der für den jeweiligen Fall gel-
tenden Regelung von dem Vertre-
tungsberechtigten zu unterzeichnen.

(4) Die Aufsichtsbehörde erteilt den ver-
tretungsbefugten Personen eine Be-
stätigung über die jeweilige Vertre-
tungsbefugnis.

§ 25 Aufwandsentschädigung, Sitzungs-
geld (zu § 52 WVG)

(1) Die Vorstands- und Ausschußmit-
glieder sind ehrenamtlich tätig.

(2) Die Vorstands- und Ausschußmit-
glieder und sonstige ehrenamtlich
Tätigen erhalten bei Wahrnehmung
ihres Amtes als Ersatz für ihre not-
wendigen Auslagen ein Sitzungsgeld
und eine Reisekostenpauschale.

(3) Der ehrenamtlich tätige Vorstands-
vorsitzende erhält eine jährliche Ent-
schädigung. Sie umfaßt den Ersatz
der Auslagen, den Mehraufwand in
einer Pauschale und den Ersatz der
Fahrkosten.

§ 26 Haushaltsführung
(1) Für den Haushaltsplan des Verban-

des gilt – mit Ausnahme des § 2 Abs.
2.1, Abs. 2.6, der §§ 33, 37, 38 so-
wie § 43 Abs. 1 – die Verordnung
über die Aufstellung und Ausführung
des Haushaltsplans der Gemeinden
– Gemeindehaushaltsverordnung
(GemHVO) – vom 6. Dezember 1972
in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Bei der Aufstellung und Ausführung
des Haushaltsplanes sind die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit zu beachten.

§ 27 Haushaltsplan (zu § 65 WVG)
(1) Der Verbandsvorstand stellt für je-

des Haushaltsjahr den Haushalts-
plan und nach Bedarf Nachträge
dazu durch Beschluß auf. Der Ver-
bandsausschuß setzt den Haus-
haltsplan vor Beginn des Haushalts-
jahres und die Nachträge während
des laufenden Haushaltsjahres fest.

(2) Der Haushaltsplan enthält alle vor-
aussehbaren Einnahmen und Ausga-
ben des Verbandes im kommenden
Rechnungsjahr, ferner den Stellen-
plan, den Zins- und Tilgungsplan der
aufgenommenen Darlehen, Ver-
pflichtungsermächtigungen, einen
Nachweis der Rücklagen und eine
Vermögensübersicht. Der Haus-
haltsplan ist Grundlage für die Ver-
waltung aller Einnahmen und Ausga-
ben.

(3) Die Ausgaben, die nicht aus den
Verwaltungseinnahmen, insbeson-
dere aus den Beiträgen der Mitglie-
der, sondern aus dem Vermögen,

aus Darlehen oder aus nicht regel-
mäßig wiederkehrenden Mitteln be-
stritten werden, sind in den Vermö-
genshaushaltsplan aufzunehmen.

(4) Der Höchstbetrag des Kassenkredi-
tes darf 20 % der Mitgliederbeiträge
des Vorjahres nicht übersteigen.

(5) Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 28 Nichtplanmäßige Ausgaben
(zu § 65 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende bewirkt
Ausgaben, die im Haushaltsplan
nicht oder noch nicht festgesetzt
sind, wenn der Verband dazu ver-
pflichtet ist und ein Aufschub erheb-
liche Nachteile bringen würde. Ent-
sprechendes gilt für Anordnungen,
durch die Verbindlichkeiten des Ver-
bandes entstehen können, ohne daß
ausreichende Mittel im Haushalts-
plan vorgesehen sind.

(2) Über nichtplanmäßige Ausgaben un-
terrichtet der Vorstandsvorsitzende
unverzüglich den Vorstand. Über-
oder außerplanmäßige Ausgaben
sind dem Verbandsausschuß in der
nächsten Sitzung zum Zwecke der
Entlastung des Verbandsvorstandes
zur Genehmigung vorzulegen. Der
Vorstand unternimmt, falls erforder-
lich, die Aufstellung eines Nach-
tragshaushaltes und dessen Fest-
setzung durch den Verbandsaus-
schuß.

§ 29 Rücklagen
(1) Der Verband hat eine Betriebsmittel-

rücklage. Sie soll 10 % der Jahres-
beitragssumme entsprechen.

(2) Der Verband hat eine Geräteerneue-
rungsrücklage zu bilden.

(3) Der Verband hat für Anlagen, die in
seinem Eigentum stehen (Wehre,
Pumpstationen, Brücken etc.), Er-
neuerungsrücklagen zu bilden.

(4) Der Verband kann weitere Rückla-
gen bilden.

§ 30 Rechnungslegung und Prüfung
(1) Der Vorstand stellt durch Beschluß

in der ersten Hälfte des neuen Rech-
nungsjahres die Rechnung über alle
Einnahmen und Ausgaben des ver-
gangenen Rechnungsjahres gemäß
dem Haushaltsplan und seiner
Nachträge auf und legt sie dem vom
Verbandsausschuß zu bestimmen-
den Prüfungsausschuß bzw. der
Prüfstelle mit allen Unterlagen zur
Prüfung vor.

(2) Die Prüfung erstreckt sich insbeson-
dere darauf, ob
a) nach der Rechnung der Haus-

haltsplan befolgt ist,
b) die einzelnen Einnahmen und

Ausgaben der Rechnung ord-
nungsgemäß nachgewiesen sind,

c) die Rechnungsbeträge mit Recht
und Satzung im Einklang stehen,

d) der Vermögensstand richtig
nachgewiesen ist.

(3) Der Prüfungsausschuß bzw. die
Prüfstelle berichtet dem Vorstand

schriftlich über das Ergebnis
seiner/ihrer Prüfungen.

§ 31 Prüfung der Jahresrechnung
Der Vorstandsvorsitzende gibt die Jahres-
rechnung und den Prüfbericht der Ver-
bandsprüfstelle an die von der Aufsichts-
behörde bestimmte Prüfstelle ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47
und § 49 WVG)

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen
der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt
der Vorstand die Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Rechnung fest. Er legt die Jah-
resrechnung, den Bericht der Prüfstelle
(ggf. den Bericht des Verbandsprüfers) mit
seiner Stellungnahme hierzu dem Ver-
bandsausschuß vor. Dieser beschließt
über die Entlastung des Vorstandes.

§ 33 Beiträge (zu § 28 und § 29 WVG)
(1) Die Mitglieder haben dem Verband

die Beiträge zu leisten, die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben und Verbind-
lichkeiten und zu einer ordentlichen
Haushaltsführung notwendig sind.

(2) Die Beiträge bestehen in Geld -
leistungen.

(3) Die Festsetzung einer Bagatellgren-
ze ist zulässig.

(4) Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt
zu den bis zu seinem Ausscheiden
festgesetzten Beiträgen verpflichtet.
Es kann auch zu späteren Beiträgen
wie ein Mitglied wegen der Aufwen-
dungen herangezogen werden, die
durch sein Ausscheiden vergeblich
geworden sind und die nicht vermie-
den werden können. Dem Ausschei-
den entsprechend ist die Einschrän-
kung der Teilnahme eines Mitgliedes
zu behandeln.

(5) Der Verband ist berechtigt, Eigentü-
mer von Grundstücken oder Anla-
gen, die nicht Verbandsmitglied
sind, wie ein Mitglied für den durch
das Verbandsunternehmen entste-
henden Vorteil mit Zustimmung der
Aufsichtsbehörde zu Beiträgen her-
anzuziehen (siehe § 28 Abs. 3 WVG).

(6) Beiträge sind öffentliche Lasten.

§ 34 Beitragsgruppen
Die Beiträge sind getrennt zu erheben
nach den Aufwendungen des Verbandes
für
I. Betrieb und Unterhaltung von
a) oberirdisch fließenden Gewässern;
b) Anlagen in und an oberirdisch fließen-

den Gewässern;
c) Anlagen zum Aufstau von Gewässern,

zum Ausgleich der Wasserführung
und zum Hochwasserschutz;

d) Anlagen zur Be- und Entwässerung
von Grundstücken;

e) land- und forstwirtschaftlichen Wege-
flächen;

f) Grundstücksflächen, Anlagen und Ge-
wässern zum Schutz des Naturhaus-
halts.

II. Aufwendungen für den Ausbau, Be-
seitigung oder Umgestaltung von

a) oberirdisch fließenden Gewässern;
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b) Anlagen in und an oberirdisch fließen-
den Gewässern;

c) Anlagen zum Aufstau von Gewässern,
zum Ausgleich der Wasserführung
und zum Hochwasserschutz;

d) Anlagen zur Be- und Entwässerung
von Grundstücken;

e) land- und forstwirtschaftlichen Wege-
flächen;

f) Grundstücksflächen, Anlagen und Ge-
wässern zum Schutz des Naturhaus-
halts.

§ 35 Beitragsverhältnis
(1) Die Beitragslast verteilt sich auf die

beitragspflichtigen Mitglieder im
Verhältnis der Vorteile, die sie von
der Durchführung der Aufgaben des
Verbandes haben, und der Lasten,
die der Verband auf sich nimmt, um
den von den Mitgliedern ausgehen-
den schädigenden Einwirkungen zu
begegnen oder um ihnen Leistungen
abzunehmen. Vorteile sind auch die
Erleichterung einer Pflicht des Mit-
gliedes und die Möglichkeit, die
Maßnahmen des Verbandes zweck-
mäßig und wirtschaftlich auszunut-
zen (Vorteilsprinzip).

(2) Auf der Grundlage dieses Prinzips
verteilt sich die Beitragslast für die
Unterhaltung bzw. den Betrieb auf
die Mitglieder:
A) der oberirdisch fließenden Ge-

wässer im Verhältnis der
Flächeninhalte der zum Verband
gehörenden Gemeinde- bzw.
Stadtgebiete, wobei die versie-
gelten Flächen höher bewertet
werden. Mitglieder, die durch ihre
Anlagen die Gewässerunterhal-
tung erschweren, werden zu die-
sen Mehrkosten vorab herange-
zogen.

B) von Anlagen in und an oberir-
disch fließenden Gewässern ent-
sprechend den Aufwendungen
für die Anlagen auf die jeweiligen
Mitglieder (Nutznießer bzw. Ei-
gentümer der Anlagen).

C) von Anlagen zum Aufstau von
Gewässern, zum Ausgleich der
Wasserführung und für den
Hochwasserschutz entsprechend
den Aufwendungen auf die betei-
ligten Flächen der Städte und
Gemeinden im jeweiligen Ein-
zugsgebiet des Gewässers. Ver-
siegelte Flächen (meist im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteile)
sind höher zu bewerten.

D) von Anlagen zur Be- und Entwäs-
serung von Grundstücken ent-
sprechend den anfallenden Auf-
wendungen auf die jeweiligen
Grundstückseigentümer.

E) von land- und forstwirtschaft -
lichen Wegeflächen auf die jewei-
ligen Städte und Gemeinden ent-
sprechend der anteiligen Länge
an dem zu unterhaltenden Wege-
netz.

F) von Grundstücksflächen, Anla-
gen und Gewässern entspre-
chend den Aufwendungen im

Verhältnis der zu betreuenden
Flächeninhalte, Anlagen bzw. Ge-
wässerlängen auf die Städte und
Gemeinden, soweit nicht Grund-
stückseigentümer herangezogen
werden.

(3) Die Höhe der Beitragssätze sowie
der Maßstab der Ermittlung ergibt
sich im Übrigen aus den Veranla-
gungsregeln.

(4) Der Aufwand des Verbandes für
den Ausbau, die Beseitigung oder
Umgestaltung nach § 34 Abs. 1 II
wird auf die jeweiligen Mitglieder
nach dem Maße ihres Vorteils ver-
teilt. Hierzu werden zwei Sachver-
ständige, die nicht dem Verband
angehören, vom Vorstand nach An-
hörung der Aufsichtsbehörde be-
stimmt. Die Sachverständigen set-
zen das Vorteilsverhältnis der ein-
zelnen Mitglieder bzw. der einzel-
nen Grundstücke sowie die Anzahl
der Vorteilhabenden fest. Der Ge-
schäftsführer nimmt an den Sitzun-
gen der Sachverständigen teil. Bei
Meinungsverschiedenheiten der
Sachverständigen entscheidet der
Vorstand. Das Sachverständigen-
gutachten dient dem Verbandsaus-
schuß zur endgültigen Festsetzung
des Beitragsverhältnisses. Bis zur
Erstellung des Gutachtens und Be-
schluß durch den Verbandsaus-
schuß kann – aufgrund von vorläufi-
gen Ermittlungen durch die Ge-
schäftsführung – der Vorstand nach
pflichtgemäßem Ermessen eine vor-
läufige Festsetzung des Beitrags-
verhältnisses beschließen.

§ 36 Ermittlung des Beitragsverhältnis-
ses (zu § 26 und § 30 WVG)

(1) Die Verbandsmitglieder sind ver-
pflichtet, dem Verband alle für die
Veranlagung erforderlichen Angaben
wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu
machen und den Verband bei örtlich
notwendigen Feststellungen zu un-
terstützen. Insbesondere Verände-
rungen in den Veranlagungsgrundla-
gen sind dem Verband unverzüglich
mitzuteilen. Der Verband ist ver-
pflichtet, erst vom Zeitpunkt der
Kenntnisnahme an, die entsprechen-
den Änderungen bei der Beitrags-
veranlagung vorzunehmen.

(2) Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung
besteht nur gegenüber Personen,
die vom Verband durch eine schriftli-
che Vollmacht als zur Einholung der
Auskünfte oder zur Einsicht und Be-
sichtigung berechtigt ausgewiesen
sind.

(3) Unbeschadet dessen wird der Bei-
trag eines Mitgliedes nach pflicht-
gemäßem Ermessen durch den Vor-
stand geschätzt, wenn
a) das Mitglied die Bestimmung

des Abs. 1 verletzt hat,
b) es dem Verband ohne eigenes

Verschulden nicht möglich ist,
den Beitrag eines Mitgliedes zu
ermitteln.

§ 37 Beitragsveranlagung (zu § 31 WVG)
(1) Der Verband erhebt die Verbands-

beiträge aufgrund der Satzung, der
Veranlagungsregeln und des Bei-
tragssatzes durch den Beitragsbe-
scheid.

(2) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig
leistet, hat einen Säumniszuschlag
zu zahlen. Näheres bestimmen die
Veranlagungsregeln.

§ 38 Vorausleistungen auf Verbands-
beiträge (zu § 32 WVG)

Soweit es für die Durchführung des Unter-
nehmens und die Verwaltung erforderlich
ist, erhebt der Verband von den Ver-
bandsmitgliedern Vorausleistungen auf
die Verbandsbeiträge nach den Maßstä-
ben des Vorjahres.

§ 39 Sachbeiträge (zu § 28 und § 30 WVG)
Die Verbandsmitglieder können zu Hand-
und Spanndiensten für das Verbands -
unternehmen herangezogen werden.

§ 40 Ordnungsgewalt
Der Vorstand kann auf Gesetz oder Sat-
zung beruhende Anordnungen, insbeson-
dere zum Schutz des Verbandsunterneh-
mens, erlassen.

§ 41 Zwangsvollstreckung
(1) Der Einzug der Beiträge erfolgt nach

Satzung und Veranlagungsregeln
durch die Verbandskasse.

(2) Die auf Gesetz oder Satzung beru-
henden Forderungen des Verbandes
können nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz für das Land
Nordrhein-Westfalen (VwVG NW)
vom 23. Juli 1957 in der Neufassung
vom 13. Mai 1980 (GV NW S. 510)
vollstreckt werden.

(3) Vollstreckungsbehörde ist der Vor-
standsvorsitzende.

(4) Das Vollstreckungsverfahren kann
sich auch gegen Nutzungsberechtig-
te richten.

§ 42 Rechtsbehelfe
Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbe-
scheid, Ordnungsmaßnahmen, Zwang
und andere Verwaltungsakte des Verban-
des und seiner Organe richten sich nach
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) in der
jeweils geltenden Fassung. Die Verwal-
tungsakte sind mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen.

§ 43 Bekanntmachungen
(1) Die Bekanntmachungen des Verban-

des werden im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen sowie in den Lokalteilen
der „Rheinischen Post“, die im Ver-
bandsgebiet liegen, veröffentlicht.

(2) Für Bekanntmachungen umfangrei-
cherer Unterlagen des Verbandes
genügt die Bekanntgabe des Ortes,
wo Einblick genommen werden
kann.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(1) Aufsichtsbehörde des Verbandes ist

der Oberkreisdirektor Viersen.
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(2) Obere Aufsichtsbehörde des Ver-
bandes ist die Bezirksregierung Düs-
seldorf.

(3) Oberste Aufsichtsbehörde des Ver-
bandes ist das Ministerium für Um-
welt, Raumordnung und Landwirt-
schaft des Landes Nordrhein-West-
falen.

§ 45 Genehmigungspflichtige Geschäfte
(1) Der Verband bedarf der Genehmi-

gung der Aufsichtsbehörde
a) zu unentgeltlichen Veräußerun-

gen von Vermögensgegenstän-
den;

b) zur Aufnahme von Darlehen, die
den Betrag von 200.000,– DM
übersteigen;

c) zu Rechtsgeschäften mit einem
Vorstandsmitglied einschließlich
der Vereinbarung von Vergütun-
gen, soweit sie über den Ersatz
von Aufwendungen hinausgehen;

d) zur Übernahme von Bürgschaf-
ten, zu Verpflichtungen aus Ge-
währleistungsverträgen und zur
Bestellung von Sicherheiten.

(2) Die Genehmigung ist auch zu
Rechtsgeschäften erforderlich, die
einem der in Abs. 1 angegebenen
Geschäften gleichkommen.

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten,
soweit die in der Satzung festgelegte
Höchstgrenze überschritten wird,
genügt eine mit einem Höchstbetrag
zu gebende Ermächtigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Ermächtigung er-
lischt mit dem Ablauf des Haushalts-
jahres.

§ 46 Verschwiegenheitspflicht
Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Ver-
bandsausschusses, Geschäftsführer und
Angestellte des Verbandes sind verpflich-
tet, über alle ihnen bei der Durchführung
ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Tat -
sachen und Rechtsverhältnisse Ver-
schwiegenheit zu bewahren.

§ 47 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar

1996 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des

Verbandes vom 1. Januar 1984
außer Kraft.

Artikel 1b
Die Regelungen in Artikel 1a treten rück-
wirkend zum 01.01.1996 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die bisherige Verbandssatzung
des Verbandes vom 28.02.1983 in der
Fassung der Änderungssatzung vom
02.12.1988 außer Kraft. 

Artikel 2a (Satzungsänderung durch
Aus schussbeschluss vom 12.12.1997)
Die §§ 29 Abs. 1, 31 und 32 der Verband-
satzung vom 01.01.1996 in der Fassung
unter Artikel 1a erhalten die folgenden
Fassungen: 

§ 29 Rücklagen
(1) Der Verband hat eine Betriebsmittel-

rücklage. Sie soll 4 % der Jahresbei-
tragssumme entsprechen.

§ 31 Prüfung der Jahresrechnung
Der Vorstandsvorsitzende gibt die Jahres-
rechnung und den Prüfbericht der Ver-
bandsprüfstelle an die Aufsichtsbehörde
ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47
und § 49 WVG)

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen
der Prüfstelle des Verbandes zur Jahres-
rechnung stellt der Verband die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit der Rechnung fest.
Der Vorstandsvorsitzende legt die Jahres-
rechnung, den Bericht der Prüfstelle des
Verbandes (ggf. den Bericht der aufsichts-
behördlichen Prüfstelle) mit seiner
Stellung nahme hierzu dem Verbands -
ausschuß vor. Dieser beschließt über die
Entlastung des Vorstandes.

Artikel 2b
Die Regelungen in Artikel 2a treten rück-
wirkend zum 1.1.1998 in Kraft. Gleichzei-
tig treten die §§ 29 Abs. 1, 31 und 32 in
der bis dahin geltenden Fassung außer
Kraft.

Artikel 3a (Satzungsänderung durch
Ausschussbeschluss vom 31.08.2001)
Die § 11 Abs. 1 a) und e), § 18 Abs. 2 i),
§ 36 Abs. 1 und § 45 Abs. 1 b) der
Verbandsatzung vom 01.01.1996 in der
Fassung unter Artikel 1a sowie den Ände-
rungen unter Artikel 2a erhalten die 
folgende Fassung: 

§ 11 Abs. 1 a) und e)
a) Bei beitragspflichtigen Mitgliedern

gewährt eine Beitragszahlung von
jährlich 100,– € eine Stimme.

e) Mitglieder, die weniger als 100,– €
Jahresbeitrag oder weniger als
200 lfdm Anliegerlänge zu vertreten
haben, können sich zu Gruppen
(Gruppenstimmen) in der jeweiligen
Mitgliedergruppe zusammenschlie -
ßen. Der Vorstandsvorsitzende weist
die Mitglieder auf diese Möglichkeit
hin.

§ 18 Abs. 2 i)
i) Angelegenheiten, deren finanzielle

Auswirkungen den Betrag von
30.000,– € übersteigen,

§ 36 Abs. 1
(1) Die Verbandsmitglieder sind ver-

pflichtet, dem Verband alle für die
Veranlagung erforderlichen Angaben
wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu
machen und den Verband bei örtlich
notwendigen Feststellungen zu un-
terstützen. Insbesondere Verände-
rungen in den Veranlagungsgrundla-
gen sind dem Verband unverzüglich
mitzuteilen. Der Verband ist ver-
pflichtet, erst vom Zeitpunkt der
Kenntnisnahme an, die entsprechen-
den Änderungen bei der Beitrags-
veranlagung vorzunehmen. Mitglie-
der, die nach ihrem Grundeigentum
zu Beiträgen veranlagt werden, blei-
ben bei Veräußerung ihres Grund-
stückes für das laufende Kalender-
jahr beitragspflichtig.

§ 45 Abs. 1 b)
b) zur Aufnahme von Darlehen, die den

Betrag von 150.000,– € übersteigen;

Artikel 3b
Die Regelungen in Artikel 3a treten rück-
wirkend zum 1.1.2002 in Kraft. Gleichzei-
tig treten die §§ 11 Abs. 1 a) und e), § 18
Abs. 2 i), § 36 Abs. 1 und § 45 Abs. 1 b) in
der bis dahin geltenden Fassung außer
Kraft. 

Artikel 4a (Satzungsänderung durch
Ausschussbeschluss vom 15.12.2006)
Die §§ 3, 5, 18, 26, 29 Abs. 1, 43, 44 so-
wie die Überschrift zu § 4 der Verbandsat-
zung vom 01.01.1996 in der Fassung un-
ter Artikel 1a sowie den Änderungen unter
Artikel 2a und 3a erhalten die folgenden
Fassungen: 

§ 3 Aufgaben (zu § 2 und § 5 WVG)
(1) Der Verband hat in seinem Verbands-

gebiet zur Aufgabe:
a) den Ausbau einschließlich des na-

turnahen Rückbaues und die Un-
terhaltung von oberirdisch fließen-
den Gewässern;

b) die Regelung des Wasserabflus-
ses einschließlich des Ausgleichs
der Wasserführung und die Siche-
rung des Hochwasserabflusses in
oberirdisch fließenden Gewäs-
sern;

c) die Abfallentsorgung (Einsammeln
und Befördern des Abfallgutes) im
Zusammenhang mit der Durch-
führung der Verbandsaufgaben;

(2) Darüber hinaus kann der Verband
durch Beschluss des Ausschusses
folgende Aufgaben übernehmen:
a) den Bau und die Unterhaltung von

Anlagen in und an oberirdisch
fließenden Gewässern, ausge-
nommen Anlagen von Versor-
gungs- und Verkehrsträgern;

b) den Bau und die Unterhaltung von
land- und forstwirtschaftlichen
Wegen einschließlich der zu-
gehörigen Brückenbauwerke;

c) die Herrichtung, Erhaltung und
Pflege von Flächen, Anlagen und
Gewässern zum Schutz des Na-
turhaushalts, des Bodens und für
die Landschaftspflege.

(3) Ausgenommen von den vorgenann-
ten Aufgaben sind die Gewässer
Niers und Kleine Niers.

(4) Aufgaben, die nach Abs. 2 a – c dem
Verband obliegen, haben die bisher
dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen,
bis der Verband sie durch Ausschus-
sbeschluss übernimmt.

(5) Der Verband kann Aufträge überneh-
men, die zwar nicht erforderlich, aber
dienlich sind und mit seinen Aufga-
ben in Zusammenhang stehen. Die
Kosten trägt der Auftraggeber.

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24, 25
WVG)

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben

kommen folgende Arbeiten innerhalb
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des Verbandsgebietes – mit Ausnah-
me der Niers und der Kleinen Niers –
in Betracht:
a) Unterhaltung aller oberirdisch

fließenden Gewässer II. Ordnung
im Verbandsgebiet;

b) Ausbau, Beseitigung oder Umge-
staltung von fließenden Gewäs-
sern, Gewässerteilen oder ihrer
Ufer, Deiche und Dammbauten;

c) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von Anlagen in und an oberirdisch
fließenden Gewässern, mit Aus-
nahme der Anlagen von Versor-
gungs- und Verkehrsträgern;

d) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von Anlagen zum Anstau von Ge-
wässern und von Rückhalte-
becken und Grundstücken zum
Ausgleich der Wasserführung und
zum Hochwasserschutz;

e) Bau, Betrieb und Unterhaltung
von land- und forstwirtschaft -
lichen Wegeflächen einschließlich
der zugehörigen Durchlässe und
Brückenbauwerke;

f) Herrichtung, Erhaltung und Pflege
von Grundstücksflächen, Anlagen
und Gewässern zum Schutz des
Naturhaushaltes, des Bodens und
für die Landschaftspflege.

(2) Das Unternehmen nach Abs. 1 a er-
gibt sich aus dem Gewässerplan im
Maßstab 1 : 25.000 sowie dem Ge-
wässerverzeichnis. Beide sind nicht
Gegenstand der Satzung.

(3) Der Verband führt die in Abs. 1 b bis f
genannten Verbandsunternehmen
durch, soweit er dazu in der Lage ist
und der Verbandsausschuss die ent-
sprechenden Einzelpläne beschlos-
sen hat. Auf Durchführung zu einem
bestimmten Zeitpunkt haben die Mit-
glieder keinen Anspruch.

§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51
und § 54 WVG)

(1) Dem Vorstand obliegen alle Ge-
schäfte des Verbandes, zu denen
nicht durch Gesetz oder Satzung der
Verbandsausschuss berufen ist.

(2) Der Vorstand beschließt insbeson-
dere über:
a) die Vorschläge zur Änderung

oder Ergänzung der Satzung, des
Unternehmens, des Planes, der
Einzelpläne oder der Aufgabe des
Verbandes,

b) die Aufnahme und Entlassung
von Mitgliedern (§ 23, 24 WVG),

c) die Aufstellung des Haushaltspla-
nes und seiner Nachträge,

d) die Aufnahme von Darlehen und
Kassenkrediten,

e) die Bewirtschaftung der Rückla-
gen,

f) die Aufstellung der Jahresrech-
nung,

g) die Anstellung und Entlassung
des Geschäftsführers einschl.
seiner Vergütung und Entschädi-
gung,

h) Widersprüche gegen die Bei-
tragsveranlagung, soweit nicht
der Geschäftsführer hierfür zu-
ständig ist,

i) die Aufstellung der Schauord-
nung,

j) die Geschäftsordnung gemäß § 22
Abs. 2.

§ 26 Haushaltsführung
(1) Für den Haushaltsplan des Verban-

des gilt mit Ausnahme des § 1 Abs.
2, § 28, § 31, Abs. 2 Nr. 1.7 sowie
§ 41 Abs. 3 die Verordnung über die
Aufstellung und Ausführung des
Haushaltsplans der Gemeinden
Gemeindehaushaltsverordnung
(GemHVO) vom 14. Mai 1995 in der
jeweils gültigen Fassung.

(2) Bei der Aufstellung und Ausführung
des Haushaltsplanes sind die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit zu beachten.

§ 29 Rücklagen
(1) Der Verband hat eine allgemeine

Rücklage. Sie soll mind. 4 % der
Jahresbeitragssumme entsprechen.

§ 43 Bekanntmachungen
(1) Bekanntmachungen des Verbandes

werden im Amtsblatt der Bezirks -
regierung Düsseldorf veröffentlicht.

(2) Für Bekanntmachungen umfang -
reicherer Unterlagen des Verbandes
genügt die Bekanntgabe des Ortes,
wo Einblick genommen werden
kann.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(1) Aufsichtsbehörde des Verbandes ist

der Landrat Viersen.
(2) Obere Aufsichtsbehörde des Ver-

bandes ist die Bezirksregierung Düs-
seldorf.

(3) Oberste Aufsichtsbehörde des Ver-
bandes ist das Ministerium für Um-
welt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Artikel 4b
Die Regelungen in Artikel 4a treten
rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft.
Gleichzeitig treten die §§ 3, 5, 18, 26, 29
Abs. 1, 43, 44 sowie die Überschrift zu § 4
in der bis dahin geltenden Fassung außer
Kraft.

Artikel 5a (Satzungsänderung durch
Ausschussbeschluss vom 25.03.2010)
Die §§ 5 Abs. 1 a), 7 Abs. 2 S. 10, 13 Ziff.
7, 9–17; 18 Abs. 2 c), f), h), i) und j), 26 –
32; 41 Abs. 2; 42 S. 1,  47 der Verband-
satzung vom 01.01.1996 in der Fassung
unter Artikel 1a sowie den Änderungen
unter Artikeln 2a, 3a und 4a unter gleich-
zeitiger Verschiebung des Inhalts des
bisherigen § 47 in die neu ergänzte Be-
stimmung des § 48 erhalten die folgende
Fassung: 

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben

kommen folgende Arbeiten an ober -
irdisch fließenden Gewässern im Sin-
ne des Landeswassergesetzes (LWG)
vom 25. Juni 1995 (GV NRW 1995,
S. 926) in der jeweils geltenden Fas-
sung innerhalb des Verbandsgebie-

tes – mit Ausnahme der Niers und der
Kleinen Niers- in Betracht:
a) Unterhaltung der sonstigen ober -

irdisch fließenden Gewässer

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder
(zu § 33 Abs. 2 WVG)

Ausgenommen von den Mindestabstän-
den sind die Bepflanzungen, die vom Ver-
band aus unterhaltungstechnischen Grün-
den im Rahmen des § 41 Abs. 1 Nr. 3
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom
31.07.2009 (BGBl. I. S. 2585) in der zurzeit
gültigen Fassung durchgeführt werden.

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschus-
ses (zu § 47 WVG)

  7) Feststellung der Haushaltssatzung
sowie von Nachtragssatzungen ein-
schließlich der Festsetzung der maß-
geblichen Hebesätze und des Stel-
lenplanes,

  9) Feststellung der von der Prüfungs-
stelle geprüften Eröffnungsbilanz,

10) Beratung und Feststellung des Jah-
resabschlusses bis spätestens 31.
Dezember des auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres,

11) Beschlussfassung über die Verwen-
dung des Jahresüberschusses oder
die Behandlung des Jahresfehlbe-
trages,

12) Festsetzung von Vergütungen bzw.
Entschädigungen für Mitglieder des
Verbandsausschusses, Vorstands-
mitglieder sowie für den Vorstands-
vorsitzenden,

13) Festsetzung von allgemeinen
Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse der Verbandsbe-
diensteten,

14) Beschlussfassung über den Ein-
spruch gegen eine Zwangsfestset-
zung des Haushaltsplanes,

15) Beschlussfassung über Rechts -
geschäfte zwischen Vorstandsmit-
gliedern und dem Verband,

16) Beratung des Vorstandes in allen
wichtigen Angelegenheiten,

17) Wahl eines verbandsinternen Prü-
fungsausschusses bzw. Bestellung
der Prüfstelle.

§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51
und § 54 WVG)

c) die Aufstellung der Haushaltssat-
zung und der Nachtragssatzung,

f) die Aufstellung und Bestätigung des
Entwurfs des Jahresabschlusses
und Weiterleitung an den Verbands-
ausschuss,

h) Angelegenheiten, deren finanzielle
Auswirkungen den Betrag von
30.000,- € übersteigen,

i) die Aufstellung der Schauordnung,
j) die Geschäftsordnung gemäß § 22

Abs. 2.

§ 26 Haushaltsführung
(1) Für die Haushaltsplanung und das

Rechnungswesen einschließlich des
Jahresabschlusses sind die haus-
haltsrechtlichen Vorschriften der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW, GV NRW S. 666) vom
14.07.1994 in der jeweils gültigen
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Fassung und der Gemeindehaus-
haltsverordnung Nordrhein-Westfa-
len (GemHVO NRW, GV NRW S.644)
vom 16. November 2004 in der je-
weils gültigen Fassung entspre-
chend anzuwenden.

(2) Der Verband hat seine Haushalts-
wirtschaft so zu planen und zu
führen, dass die stetige Erfüllung
seiner Aufgaben gesichert ist. Die
Haushaltswirtschaft ist wirtschaft-
lich, effizient und sparsam zu führen.

§ 27 Haushaltsplan (zu § 65 WVG)
(1) Der Verbandsvorstand stellt für je-

des Haushaltsjahr die Haushaltssat-
zung und nach Bedarf Nachtragssat-
zungen dazu durch Beschluss auf.
Der Verbandsausschuss setzt die
Haushaltssatzung vor Beginn des
Haushaltsjahres und die Nachtrags-
satzungen während des laufenden
Haushaltsjahres fest.

(2) Der Haushaltsplan besteht aus:
1. dem Ergebnisplan
2. dem Finanzplan
3. den Teilplänen
4. dem Haushaltssicherungskon-

zept, wenn ein solches erstellt
werden muss.

Dem Haushaltsplan sind beizufügen:
1. der Stellenplan
2. die Bilanz des Vorvorjahres
3. eine Übersicht über die Verpflich-

tungsermächtigungen
4. eine Übersicht über den voraus-

sichtlichen Stand der Verbind-
lichkeiten zu Beginn des Haus-
haltsjahres

5. eine Übersicht über die Entwick-
lung des Eigenkapitals, wenn
eine Festsetzung nach § 78 Abs.
2 Nr. 2 der Gemeindeordnung er-
folgt.

Den im Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr zu veranschlagenden Erträgen und
Aufwendungen sowie Ein- und Auszahlun-
gen sind die Ergebnisse des Abschlusses
des Vorvorjahres und die Haushaltsposi-
tionen des Vorjahres voranzustellen.
(3) Der Höchstbetrag des Kassenkredi-

tes darf 20 % der Mitgliederbeiträge
des Vorjahres nicht übersteigen.

(4) Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 28 Nichtplanmäßige Aufwendungen
und Auszahlungen (zu § 65 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende kann
nichtplanmäßige Aufwendungen und
Auszahlungen leisten, zu denen der
Verband rechtlich verpflichtet ist
oder soweit ein Aufschub einen er-
heblichen Nachteil bringen würde.
Entsprechendes gilt für nichtplan-
mäßige Verpflichtungsermächtigun-
gen.

(2) Über nichtplanmäßige Aufwendun-
gen und Auszahlungen unterrichtet
der Vorstandsvorsitzende unverzüg-
lich den Vorstand. Nichtplanmäßige
Aufwendungen und Auszahlungen
sind dem Verbandsausschuss in der
nächsten Sitzung zum Zwecke der
Entlastung des Verbandsvorstandes
zur Genehmigung vorzulegen. Der

Vorstand unternimmt, falls erforder-
lich, die Aufstellung einer Nachtrags-
satzung und deren Festsetzung
durch den Verbandsausschuss.

§ 29 Liquidität
Die Liquidität des Verbandes einschließ-
lich der Finanzierung der Investitionen ist
sicherzustellen.

§ 30 Jahresabschluss
Der Vorstand stellt durch Beschluss in der
ersten Hälfte des neuen Rechnungsjahres
den Jahresabschluss auf und legt ihn dem
vom Verbandsausschuss zu bestimmen-
den Prüfungsausschuss bzw. der Prü-
fungsstelle mit allen Unterlagen zur Prü-
fung vor.

§ 31 Prüfung des Jahresabschlusses
(1) Der Jahresabschluss ist von der

Prüfstelle dahingehend zu prüfen, ob
er ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-
nanzlage des Verbandes unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ergibt.

(2) Die Prüfung erstreckt sich insbeson-
dere darauf, ob
a) der Haushaltsplan eingehalten

ist,
b) die einzelnen Rechnungsbeträ-

ge sachlich und rechnerisch in
vorschriftsmäßiger Weise be-
gründet und belegt sind,

c) bei den Erträgen, Einzahlungen,
Aufwendungen und Auszahlun-
gen nach den geltenden Vor-
schriften verfahren worden ist.

(3) Der Prüfungsausschuss bzw. die
Prüfstelle berichtet dem Vorstand
schriftlich über das Ergebnis der
Prüfung.

(4) Der Vorstandsvorsitzende gibt den
Jahresabschluss und den Prüfbe-
richt der Prüfstelle an die Aufsichts-
behörde ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47
und § 49 WVG)

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen
der Prüfstelle des Verbandes zum Jahres-
abschluss stellt der Vorstand die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit des Jahresab-
schlusses fest. Der Vorstandsvorsitzende
legt den Jahresabschluss, den Bericht der
Prüfstelle des Verbandes (ggf. den Bericht
der aufsichtsbehördlichen Prüfstelle) mit
seiner Stellungnahme hierzu dem Ver-
bandsausschuss vor. Der Verbandsaus-
schuss stellt den Jahresabschluss fest
und beschließt zugleich über die Verwen-
dung des Jahresergebnisses. Der Ver-
bandsausschuss entscheidet über die
Entlastung des Vorstandes.

§ 41 Zwangsvollstreckung
(2) Die auf Gesetz oder Satzung beru-

henden Forderungen des Verbandes
können nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz für das Land
Nordrhein-Westfalen (Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz NRW – VwVG
NRW) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 19.02.2003 (GV.
NRW. S.156) in der jeweils gelten-
den Fassung vollstreckt werden.

§ 42 Rechtsbehelfe
Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbe-
scheid, Ordnungsmaßnahmen, Zwang
und andere Verwaltungsakte des Verban-
des und seiner Organe richten sich nach
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 47 Gleichstellung
Alle Bezeichnungen der Satzung sind ge-
schlechtsneutral angewendet.

§ 48 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar

1996 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des

Verbandes vom 1. Januar 1984
außer Kraft.

Artikel 5b
Die Regelungen in Artikel 5a treten rück-
wirkend zum 1.1.2010 in Kraft. Gleichzei-
tig treten die §§ 5 Abs. 1 a), 7 Abs. 2 S.
10, 13 Ziff. 7, 9-17; 18 Abs. 2 c), f), h), i)
und j), §§ 26 – 32; 41 Abs. 2; 42 S. 1 sowie
§ 47 in der bis dahin geltenden Fassung
außer Kraft.

Artikel 6a (Satzungsänderung durch
Ausschussbeschluss vom 15.12.2010)
Die §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 2, 4 Abs. 3, 5 Abs.
2 und Abs. 3, 25 Abs. 3 und 44 Abs. 3 der
Verbandssatzung vom 01.01.1996 in der
Fassung unter Artikel 1a sowie den Ände-
rungen unter Artikeln 2a, 3a, 4a und 5a er-
halten die folgende Fassung: 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz (zu § 1 und
§ 3 WVG)

(3) Der Verband ist eine Körperschaft
des öffentlichen Rechts und hat sei-
nen Sitz in Grefrath.

§ 2 Verbandsgebiet (zu § 3 WVG)
(2) Das Verbandsgebiet ergibt sich im

Einzelnen aus einer Übersichtskarte
im Maßstab 1 : 20.000, die am Sitz
des Verbandes zur Einsichtnahme
ausliegt.

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24,
25 WVG)

(3) Über seine Mitglieder führt der Ver-
band ein Mitgliederverzeichnis und
hält es auf dem Laufenden. Es liegt
am Sitz des Verbandes zur Einsicht
durch die Mitglieder aus. Das Mitglie-
derverzeichnis ist nicht Bestandteil
der Satzung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(2) Das Unternehmen nach Abs. 1 a er-

gibt sich aus dem Gewässerplan im
Maßstab 1 : 20.000 sowie dem Ge-
wässerverzeichnis.

(3) Der Verband führt die in Abs. 1 b bis f
genannten Verbandsunternehmen
durch, soweit er dazu in der Lage ist
und der Verbandsausschuss die ent-
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sprechenden Einzelpläne beschlos-
sen hat. Auf Durchführung zu einem
bestimmten Zeitpunkt haben die Mit-
glieder keinen Anspruch.

§ 25 Aufwandsentschädigung, Sitzungs-
geld (zu § 52 WVG)

(3) Der ehrenamtlich tätige Vorstands-
vorsitzende sowie sein Stellvertreter
erhalten eine jährliche Entschädi-
gung. Sie umfaßt den Ersatz der
Auslagen, den Mehraufwand in einer
Pauschale und den Ersatz der Fahr-
kosten.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(3) Oberste Aufsichtsbehörde des Ver-

bandes ist das Ministerium für Kli-
maschutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Artikel 6b
Die Regelungen in Artikel 6a treten rück-
wirkend zum 1.1.2011 in Kraft. Gleichzei-
tig treten die Regelungen der §§ 1 Abs. 3,
2 Abs. 2, 4 Abs. 3, 5 Abs. 2 und Abs. 3, 25
Abs. 3 und 44 Abs. 3 in der bis dahin gel-
tenden Fassung außer Kraft.

Artikel 7a (Satzungsneufassung durch
Ausschussbeschluss vom 27.11.2015)
Die Verbandsatzung vom 01.01.1996 in
der Fassung unter Artikel 1a sowie den
Änderungen unter Artikeln 2a, 3a, 4a, 5a
und 6a erhält die folgende neue Fassung: 

§ 1 Name, Rechtsstellung, Rechtsform,
Sitz (zu §§ 1, 3, 6 WVG)

(1) Der Verband führt den Namen "Was-
ser- und Bodenverband der Mittleren
Niers".

(2) Er ist Behörde nach § 1 Abs. 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen
(VwVfG NRW) vom 12. November
1999 i.V.m. § 1 Abs. 1, §§ 18 ff. des
Gesetzes über die Organisation der
Landesverwaltung (Landesorganisati-
onsgesetz – LOG NRW) vom 10. Juli
1962 und Wasser- und Bodenver-
band im Sinne des Gesetzes über
Wasser- und Bodenverbände (Was-
serverbandsgesetz – WVG) vom 12.
Februar 1991 (BGBl. I S. 405) in der
jeweils gültigen Fassung.

(3) Der Verband ist Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts und hat seinen Sitz
in Grefrath. Er führt folgendes Dienst-
siegel:

(4) Der Wasser- und Bodenverband der
Mittleren Niers ist Rechtsnachfolger
- des Wasser- und Bodenverban-

des der Niers- und Nordkanal-
Niederung bzw.

- der Genossenschaft für die Melio-
ration der Niers- und Nordkanal-
Niederung,

- des Wasserverbandes am
Schleckbach,

- des Wasserverbandes Willicher
Flöth,

- des Wasser- und Bodenverban-
des Broeckhuyser Heide,

- des Wasser- und Bodenverban-
des Wankumer Heide.

§ 2 Verbandsgebiet (zu §§ 3, 6 WVG)
(1) Das Verbandsgebiet ist das oberirdi-

sche Einzugsgebiet der Niers ab der
Einmündung des Triethbaches bis
zur Gemeindegrenze Wachtendonk-
Straelen (km 3.600 des Niersab-
schnittes Eisenbahnbrücke Mön-
chengladbach/Korschenbroich-
Süchteln bis km 11.250 des Niersab-
schnittes Grefrath-Holtheyde).

(2) Das Verbandsgebiet ergibt sich im
Einzelnen aus einer Übersichtskarte
im Maßstab 1:20.000 oder größer, die
am Sitz des Verbandes zur Einsicht-
nahme ausliegt.

§ 3 Aufgaben (zu §§ 2, 5 WVG)
(1) Der Verband hat in seinem Verbands-

gebiet zur Aufgabe:
a) den Ausbau einschließlich des na-

turnahen Rückbaus und die Unter-
haltung der oberirdisch fließenden
Gewässer, jeweils auch zum
Zwecke des Hochwasser-
schutzes,

b) die Regelung des Wasserabflus-
ses einschließlich des Ausgleichs
der Wasserführung und der Siche-
rung des Hochwasserabflusses
der oberirdisch fließenden Gewäs-
ser,

c) die technischen Maßnahmen zur
Bewirtschaftung der oberirdisch
fließenden Gewässer,

d) den Ausbau und die Unterhaltung
der Entwässerungsgräben zur
Flächenentwässerung, soweit die-
se nicht bereits durch Absatz 1
Buchstabe a) abgedeckt sind oder
im Sinne des Abs. 5 zu behandeln
sind,

e) die Abfallentsorgung (Einsam-
meln, Befördern, Verwerten und
Beseitigen des Abfallgutes) im Zu-
sammenhang mit der Durch-
führung der Verbandsaufgaben.

(2) Darüber hinaus kann der Verband,
durch Beschluss des Verbandsaus-
schusses, folgende Aufgaben über-
nehmen:
a) den Bau und die Unterhaltung von

Anlagen in, an oder über oberir-
disch fließenden Gewässern zu
wasserwirtschaftlichen Zwecken,
ausgenommen Anlagen von Ver-
sorgungs- und Verkehrsträgern,

b) den Bau, Ausbau und die Unter-
haltung der land- und forst -
wirtschaftlichen Wege einschließ-
lich der zugehörigen Brückenbau -
werke.

(3) Ausgenommen von den vorgenann-
ten Aufgaben sind die Gewässer, die
in Übereinstimmung mit den gelten-
den Gesetzen und Satzungen der
Unterhaltungspflicht anderer Wasser-
verbände unterliegen.

(4) Die Aufgaben, die dem Verband ob-
liegen, haben die bei Inkrafttreten
dieser Verbandssatzung bisher dazu
Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis

der Verband sie im Einvernehmen mit
diesen übernimmt.

(5) Der Verband kann darüber hinaus
Aufträge übernehmen, die zwar nicht
erforderlich, aber dienlich sind und
mit seinen Aufgaben in Zusammen-
hang stehen. Die Kosten trägt der
Auftraggeber.

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24,
25 WVG)

(1) Mitglieder des Verbandes sind
a) die im Verbandsgebiet ganz oder

teilweise liegenden Städte und
Gemeinden,

b) die jeweiligen rechtlichen Eigentü-
mer der Grundstücke und Anla-
gen, die die Unterhaltung über die
bloße Beteiligung am natürlichen
Abflussvorgang hinaus erschwe-
ren (Erschwerer). Soweit auf ei-
nem Grundstück ein Erbbaurecht
lastet, tritt an die Stelle des recht-
lichen Eigentümers der Erbbaube-
rechtigte,

c) die jeweiligen rechtlichen Eigentü-
mer der Grundstücke mit Anlagen,
die aus der Durchführung der Ver-
bandsaufgaben einen Vorteil ha-
ben oder zu erwarten haben oder
denen der Verband die Pflicht zum
Ausbau oder zur Unterhaltung ih-
rer Anlagen erleichtert oder ab-
nimmt (Vorteilhabende). § 4 Abs. 1
Buchstabe b) Satz 2 gilt entspre-
chend,

d) die jeweiligen rechtlichen Eigentü-
mer der im Verbandsgebiet lie-
genden Gewässerparzellen sowie
der unmittelbar an die Gewässer
oder Gewässerparzellen angren-
zenden Grundstücke (Uferanlie-
ger). § 4 Abs. 1 Buchstabe b) Satz
2 gilt entsprechend,

e) der Niersverband.
(2) Über seine Mitglieder führt der Ver-

band ein Mitgliederverzeichnis und
hält es auf dem Laufenden. Es ist am
Sitz des Verbandes einsehbar und
nicht Bestandteil der Satzung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1) Zur Erfüllung seiner unter § 3 aufge-

führten Aufgaben hat der Verband
alle Ermittlungen, Arbeiten und Maß-
nahmen innerhalb des Verbandsge-
bietes vorzunehmen.

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus
dem Gewässer-, Entwässerungsgra-
ben-, Anlagen-, Liegenschafts- und
Wegeplan sowie den entsprechenden
Verzeichnissen. Diese sind nicht Be-
standteil der Satzung.

(3) Auf Durchführung zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt haben die Mitglieder
keinen Anspruch.

§ 6 Benutzung der Grundstücke für das
Unternehmen (zu §§ 33, 35 WVG)

(1) Der Verband ist berechtigt, Grund-
stücke, die die dingliche Mitglied-
schaft bei ihm begründen, zu betre-
ten und zu benutzen, soweit dies für
die Durchführung des Unternehmens
erforderlich ist.
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(2) Die Eigentümer, Erbbau- und Nut-
zungsberechtigten der Grundstücke
haben insbesondere den mit der Un-
terhaltung (Schneidung und Räu-
mung etc.) beauftragten Arbeitern,
Fahrzeugen, Maschinen und Geräten
sowie deren Aufsicht den nötigen Zu-
gang über ihre Grundstücke zu ge-
statten und das Entnehmen und/oder
Ablagern des Mäh-, Rode-, Räum-
und Aushubgutes auf ihren Grund-
stücken zu dulden.

(3) Der Verband darf Grundstücke, die
öffentlichen Zwecken dienen, nur mit
Zustimmung der zuständigen Verwal-
tungsbehörde benutzen, soweit die
Benutzung nicht durch Rechtsvor-
schrift zugelassen ist. Die Zustim-
mung darf nur versagt werden, so-
weit eine Beeinträchtigung der öf-
fentlichen Zwecke nicht durch ent-
sprechende Maßnahmen ausgegli-
chen werden kann.

(4) Der Verband wird bei der Benutzung
der Grundstücke die berechtigten In-
teressen der Mitglieder an der Nut-
zung ihrer Grundstücke, soweit wie
möglich, berücksichtigen.

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder
(zu § 33 Abs. 2 WVG)

(1) Die Bewirtschaftung der Grundstücke
haben die Eigentümer, Erbbau- und
Nutzungsberechtigten so durchzu-
führen, dass der Verband die Mög-
lichkeit hat, an den Gewässern und
Entwässerungsgräben und – sofern
eine entsprechende Aufgabenüber-
tragung auf Grundlage des § 3 Abs. 2
erfolgt ist – an den land- und forst-
wirtschaftlichen Wegen, die Unterhal-
tung mit seinen Maschinen und Gerä-
ten durchzuführen.

(2) Als Weide genutzte Grundstücke, die
an ein vom Verband zu unterhal tendes
Gewässer angrenzen, sind so ein -
zufrieden, dass das Weidevieh von
der Gewässer- und Entwässerungs -
grabenböschung ferngehalten wird.

(3) Die Anforderungen des Abs. 1 gelten
als erfüllt, wenn insbesondere An-
schüttungen, Verwallungen, Dämme,
Holzaufwuchs, Gebäude, Mauern,
Zäune und Hecken, ackerbauliche
und gartenbauliche Nutzungen, so-
wie sonstige Anlagen bzw. auf
Grundstücken vorhandene Hindernis-
se in, an oder über oberirdischen Ge-
wässern oder Entwässerungsgräben
einen Abstand von mind. 1,5 m – ab
Oberkante Gewässer- und Entwässe-
rungsgrabenböschung gemessen –
haben. Innerhalb des vorgenannten
Mindestabstandes stellen diese –
auch bei Zustimmung des Verbandes
zur wasserrechtlichen Genehmigung
oder Erlaubnis – ein Erschwernis für
die Gewässer- und Entwässerungs-
grabenunterhaltung dar, das auf
Grundlage des § 35 Abs. 4 und der
Veranlagungsregeln vom Verband in
Form eines Erschwernisbeitrags zu
veranlagen ist.

(4) Die rechtlichen Eigentümer, Erbbau-
und Nutzungsberechtigten der Ge-
wässerparzellen sowie der unmittel-

bar an die Gewässerparzelle, das
Gewässer oder den Entwässerungs-
graben angrenzenden Grundstücke
sind verpflichtet, das auf ihren
Grundstücken abgelagerte Mäh- und
Räumgut im eigenen Ermessen zu
beseitigen bzw. beseitigen zu lassen,
soweit nach Ablagerung eine umge-
hende Beseitigung nicht vom Ver-
band vorgenommen wurde.

(5) Die rechtlichen Eigentümer-, Erbbau-
und Nutzungsberechtigten von Anla-
gen in, an oder über Gewässern oder
Entwässerungsgräben sind verpflich-
tet – soweit diese Aufgaben nicht
nach § 3 vom Verband übernommen
wurden – ihre Anlagen so zu unter-
halten, dass von ihrem baulichen Zu-
stand keine zusätzlichen Erschwer-
nisse oder Behinderungen des ord-
nungsgemäßen Wasserabflusses und
der Unterhaltungsarbeiten hervor -
gerufen werden.

(6) Viehtränken, Übergänge oder ähn -
liche Anlagen sind so anzulegen und
zu unterhalten, dass sie die Durch-
führung der Verbandsaufgaben nicht
behindern.

§ 8 Verbandsschau (zu §§ 44, 45 WVG)
Es wird keine Verbandsschau durch -
geführt.

§ 9 Organe des Verbandes (zu § 46
WVG)

Organe des Verbandes sind:
a) der Verbandsausschuss,
b) der Vorstand.

§ 10 Zusammensetzung des Verbands-
ausschusses (zu §§ 46, 49 WVG)

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus
21 ehrenamtlichen Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder nach § 4 sind im Ver-
bandsausschuss wie folgt in Stimm-
gruppen eingeteilt:
a) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-

stabe a):
- Stimmgruppe I a):

Stadt Willich:
3 Verbandsausschussmitglieder,

- Stimmgruppe I b):
Stadt Mönchengladbach, Stadt
Kaarst, Stadt Meerbusch, Stadt
Korschenbroich:
1 Verbandsausschussmitglied,

- Stimmgruppe I c):
Stadt Viersen:
3 Verbandsausschussmitglieder,

- Stimmgruppe I d):
Gemeinde Grefrath, Stadt Nette-
tal:
1 Verbandsausschussmitglied,

- Stimmgruppe I e):
Stadt Tönisvorst, Stadt Krefeld:
2 Verbandsausschussmitglieder,

- Stimmgruppe I f): 
Stadt Kempen:
1 Verbandsausschussmitglied,

- Stimmgruppe I g):
Gemeinde Wachtendonk, Stadt
Straelen:
1 Verbandsausschussmitglied.

b) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-
stabe b) und c): Stimmgruppe II: 2
Verbandsausschussmitglieder,

c) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-
stabe d): Stimmgruppe III: 6 Ver-
bandsausschussmitglieder,

d) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-
stabe e): Stimmgruppe IV: 1 Ver-
bandsausschussmitglied.

§ 11 Wahl des Verbandsausschusses
(zu § 49 WVG)

(1) Die Verbandsausschussmitglieder
werden von den wahlberechtigten
Mitgliedern ihrer Stimmgruppe ge-
wählt. Wahlberechtigt ist jedes ge-
schäftsfähige Verbandsmitglied.
a) Bei wahlberechtigten beitrags-

zahlenden Verbandsmitgliedern
gewährt eine im Jahr vor dem
Wahljahr geleistete Gesamtbei-
tragszahlung je 100 € eine volle
Wahlstimme.

b) Bei wahlberechtigten beitragslo-
sen Verbandsmitgliedern gewährt
die sich aus dem Amtlichen Lie-
genschaftskataster NRW (ALKIS)
im Jahr vor dem Wahljahr erge-
bende Gesamtanliegerlänge zum
Gewässer oder zur Gewässerpar-
zelle, von den Grundstücken, die
die Mitgliedschaft nach § 4 Abs.
1 Buchstabe d) begründen, je
200 lfdm eine volle Wahlstimme.

c) Kein Wahlberechtigter hat mehr
als 10 volle Wahlstimmen. Bei ge-
meinschaftlichem Eigentum kön-
nen die Wahlstimmen nur ge-
meinschaftlich abgegeben wer-
den. Die Berechtigung ist durch
Vollmacht nachzuweisen.

d) Bruchteile von Wahlstimmen
nach Buchstabe a) oder b) wer-
den auf 2 Dezimalstellen mathe-
matisch gerundet.

(2) Für die Mitglieder der jeweiligen
Stimmgruppe wählbar ist jedes
geschäftsfähige Mitglied ihrer
Stimmgruppe, das sich bis
4 Wochen vor dem Wahltermin
schriftlich oder in Textform beim
Verband als Wahlkandidat benannt
hat. Ist das Mitglied eine juristische
Person des öffentlichen oder priva-
ten Rechts oder eine Personen -
gesellschaft, so ist eine von diesem
benannte natür liche Person wählbar.
Natürliche Personen sind nur wähl-
bar, wenn sie zum Zeitpunkt der
Wahl das 70. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben.

(3) Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird
vom Wahlvorsteher bestimmt. Er
liegt jeweils in der Mitte der Wahlpe-
riode des Vorstands. Die Wahl kann
an mehreren Orten und verschiede-
nen Tagen stattfinden. Wahlvorste-
her ist der Vorstandsvorsitzende, in
Abwesenheit der Stellvertretende
Vorstandsvorsitzende.

(4) Der Wahlvorsteher lädt die Wahl -
berechtigten mindestens 12 Wochen
vor dem Wahltermin. Die Ladung er-
folgt durch Bekanntmachung gem.
§ 40. Sie muss Ort und Zeitpunkt der
Wahl sowie den Hinweis auf das Be-
nennungsrecht als Wahlkandidat
nach Abs. 2 enthalten.
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(5) Die Liste der benannten Wahlkandi-
daten wird 4 Wochen vor dem Wahl-
termin in den Geschäftsräumen des
Verbandes ausgelegt. Einwendun-
gen gegen die Liste müssen spätes -
tens 14 Tage vor dem Wahltermin
schriftlich oder in Textform angemel-
det sein. Über die Einwendungen
entscheidet der Wahlvorsteher. Ver-
spätete Einwendungen werden nicht
berücksichtigt.

(6) Gewählt wird durch Stimmzettel -
abgabe. Briefwahl ist möglich. Die
Sitze ihrer Stimmgruppe entfallen
auf die Gewählten der Stimmgruppe
in der Reihenfolge der meisten auf
sie vereinigten Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit von Wahlkandidaten
innerhalb einer Stimmgruppe ent-
scheidet zwischen diesen das vom
Wahlvorsteher zu ziehende Los über
die Reihenfolge. Über das Wahler-
gebnis erstellt der Wahlvorsteher un-
verzüglich nach Abschluss des letz-
ten Wahltages eine Niederschrift.

(7) Die Gewählten werden vom Wahl-
vorsteher innerhalb von 2 Wochen
nach Erstellung der Niederschrift
schriftlich über ihre Wahl informiert.
Die Nachweispflicht obliegt dem
Wahlvorsteher. Die Gewählten er-
klären innerhalb von 2 Wochen nach
Eingang der Mitteilung schriftlich ge-
genüber dem Wahlvorsteher, ob sie
ihre Wahl annehmen. Eine nicht frist-
gerechte Annahmeerklärung kommt
der Nichtannahme der Wahl gleich.
Die Nachweispflicht obliegt dem Ge-
wählten.

(8) Das Wahlergebnis nach Abs. 7 ist
innerhalb von 4 Wochen nach Ablauf
der Fristen nach Abs. 7 gem. § 40
öffentlich bekanntzumachen.

(9) Die neu gewählten Verbands -
auschussmitglieder treten innerhalb
von 8 Wochen nach Bekanntgabe
des Wahlergebnisses zu einer kons -
tituierenden Verbandsausschusssit-
zung zusammen. Die Ladung erfolgt
gem. § 14 Abs. 1.

§ 12 Amtszeit des Verbandsausschus-
ses (zu § 49 WVG)

(1) Die Amtszeit des Verbandsaus-
schusses beträgt 5 Jahre und be-
ginnt mit dem Ablauf der Fristen
nach § 11 Abs. 7. Er bleibt
grundsätzlich bis zum Ablauf der
Fris ten nach § 11 Abs. 7 der näch-
sten Verbandsausschusswahl im
Amt.

(2) Wenn ein Verbandsausschussmit-
glied vor Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet oder ein Gewählter seine
Wahl zum Verbandsauschussmit-
glied nicht fristgerecht annimmt,
rückt derjenige für den Rest der lau-
fenden Amtszeit in den Verbands-
ausschuss nach, der bei der letzten
Stimmabgabe für die Wahl des Ver-
bandsausschusses, in der Stimm-
gruppe des Ausscheidenden, die
meisten Stimmen auf sich vereinigen

konnte und bisher nicht Mitglied im
Verbandsausschuss ist. Abwesen-
heitsnachrückungen nach Abs. 3
bleiben hierbei unberücksichtigt.
Trifft dies auf kein Mitglied der
Stimmgruppe zu, finden innerhalb
der betroffenen Stimmgruppe nach
§ 11 Nachwahlen nur für die Nach-
besetzung statt. Das Wahlstimmen-
verhältnis der Nachwahl ist dem
Wahlstimmenverhältnis der letzten
Verbandsausschusswahl gleich. Das
Ergebnis dieser Nachwahl tritt so-
weit an die Stelle des in Satz 1 gere-
gelten Verfahrens. Die ausscheiden-
den Verbandsausschussmitglieder
bleiben bis zum Ablauf der Fristen
nach § 11 Abs. 7 der Nachwahl im
Amt.

(3) Wenn ein Verbandsausschussmit-
glied aufgrund Abwesenheit lediglich
an der Ausübung seines Amtes ge-
hindert sein wird, so teilt es dies
dem Verband unverzüglich schrift-
lich oder in Textform mit. Es rückt
derjenige für den Zeitraum der Ab-
wesenheit entsprechend nach, der
bei der letzten Stimmabgabe für die
Wahl des Verbandsausschusses in
der Stimmgruppe des Abwesenden
die meisten Stimmen auf sich verei-
nigen konnte und bisher nicht Mit-
glied im Verbandsausschuss ist. Der
Nachrücker wird durch den Verband
benachrichtigt. Abs. 2 Sätze 3 und 4
gelten entsprechend.

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschus-
ses (zu § 47 WVG)

Der Verbandsausschuss hat folgende Auf-
gaben:
  1) Wahl und Abberufung der Vor-

standsmitglieder, des Vorstandsvor-
sitzenden sowie des Stellvertreten-
den Vorstandsvorsitzenden

  2) Beschlussfassung über Änderungen
der Satzung, des Unternehmens,
des Planes oder der Aufgaben des
Verbandes sowie über die Grundsät-
ze der Geschäftspolitik,

  3) Beschlussfassung über die Umge-
staltung und die Auflösung des Ver-
bandes,

  4) Beschlussfassung über die  Definiti-
on von „Investitionen größeren Um-
fangs“ i.R.v. § 3 NRW AGWVG,

  5) Festsetzung des Haushaltsplans so-
wie der Nachträge nach § 9 Abs. 2
NRW AGWVG,

  6) Entlastung des Vorstandes,
  7) Festsetzung von allgemeinen

Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse der Verbandsbe-
diensteten,

  8) Einspruch gegen eine Zwangsfest-
setzung des Haushaltsplanes durch
die Aufsichtsbehörde,

  9) Beschlussfassung über Rechtsge-
schäfte zwischen Vorstandsmitglie-
dern und dem Verband,

10) Beratung des Vorstandes in allen
wichtigen Angelegenheiten,

11) Wahl der Prüfstelle.

§14 Sitzungen des Verbandsausschus-
ses (zu §§ 50, 74 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-
senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, lädt, sofern es
die Verbandsgeschäfte erfordern, je-
doch mindestens einmal im Jahr die
Verbandsausschussmitglieder, die
Vorstandsmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde schriftlich oder in
Textform mit mindestens zweiwöchi-
ger Frist zu einer Ausschusssitzung
und teilt gleichzeitig die Tagesord-
nung mit. In dringenden Fällen be-
darf es keiner Frist; in der Ladung ist
darauf hinzuweisen. Der Vorstands-
vorsitzende, in Abwesenheit der
Stellvertretende Vorstandsvorsitzen-
de, kann bei Bedarf Dritte zu einzel-
nen Tagesordnungspunkten der Sit-
zungen hinzuziehen.

(2) Zu einer Verbandsausschusssitzung
ist unverzüglich einzuladen, wenn
mindestens ein Drittel der satzungs-
mäßigen Verbandsausschussmit-
glieder dies schriftlich unter Angabe
der Beratungsgegenstände verlangt.
Diese Sitzung muss innerhalb eines
Monats nach Eingang des Antrages
stattfinden.

(3) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-
senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, leitet die Ver-
bandsausschusssitzungen. Die Mit-
glieder des Vorstandes sind befugt,
das Wort zu ergreifen. Vorstandsmit-
glieder haben kein Stimmrecht.

(4) An allen Sitzungen nimmt der Ge-
schäftsführer teil.

§ 15 Beschließen im Verbandsaus-
schuss (zu § 50 WVG)

(1) Der Verbandsausschuss bildet sei-
nen Willen in der Verbandsaus-
schusssitzung mit der Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Ver-
bandsausschussmitglieder. Jedes
Verbandsausschussmitglied hat eine
Stimme. Stimmengleichheit bedeu-
tet Ablehnung. Stimmenthaltungen
werden bei der Ermittlung der für die
Mehrheit erforderlichen Stimmenzahl
nicht mitgerechnet.

(2) Der Verbandsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die
Hälfte der satzungsmäßigen Ver-
bandsausschussmitgliederzahl ver-
treten ist. Ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen ist er be-
schlussfähig, wenn in der Ladung
mitgeteilt worden ist, dass ohne
Rücksicht auf die Anzahl der Er-
schienenen beschlossen wird.

(3) Über die Sitzungen sind Ergebnis-
niederschriften zu fertigen; diese
sind vom Vorstandsvorsitzenden,
bei dessen Abwesenheit von der
Sitzung, vom Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden, und einem Ver-
bandsausschussmitglied zu unter-
schreiben und allen Verbands -
ausschussmitgliedern sowie den
Vorstandsmitgliedern zuzuleiten.
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(4) Die Verbandsausschussmitglieder
haben – auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit – über die ihnen dabei be-
kannt gewordenen Angelegenheiten
Verschwiegenheit zu wahren. Dies
gilt nicht für Mit-teilungen im dienst-
lichen Verkehr oder über Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Be-
deutung nach keiner Geheimhaltung
bedürfen.

§ 16 Zusammensetzung des Vorstan-
des (zu §§ 52, 53 WVG)

(1) Der Vorstand besteht aus 6 ehren-
amtlichen Verbandsmitgliedern.

(2) Die Mitglieder nach § 4 sind im Vor-
stand wie folgt in Stimmgruppen ein-
geteilt:
a) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-

stabe a):
Stimmgruppe I:
3 Vorstandsmitglieder

b) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-
stabe b) und c):
Stimmgruppe II:
1 Vorstandsmitglied

c) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buch-
stabe d):
Stimmgruppe III:
2 Vorstandsmitglieder

§ 17 Wahl des Vorstands (zu § 53 WVG)
(1) Die Vorstandsmitglieder werden von

den Verbandsausschussmitgliedern
ihrer Stimmgruppe in einem Wahl-
gang gewählt.

(2) Für die Verbandsausschussmitglie-
der der jeweiligen Stimmgruppe
wählbar ist jedes geschäftsfähige
Mitglied ihrer Stimmgruppe, das sich
bis 4 Wochen vor dem Wahltermin
schriftlich oder in Textform beim
Verband als Wahlkandidat benannt
hat. Natürliche Personen sind nur
wählbar, wenn sie zum Zeitpunkt der
Wahl das 70. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Die Mitgliedschaft
im Verbandsausschuss schließt die
Wählbarkeit zum Vorstandsmitglied
aus.

(3) Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird
vom Wahlvorsteher bestimmt. Er
liegt jeweils in der Mitte der Wahlpe-
riode des Verbandsausschusses.
Wahlvorsteher ist der noch amtie-
rende Vorstandsvorsitzende, in Ab-
wesenheit der noch amtierende
Stellvertretende Vorstandsvorsitzen-
de.

(4) Die Bekanntmachung des Wahlter-
mins erfolgt mindestens 12 Wochen
vor dem Wahltermin gem. § 40. Sie
muss Ort und Zeitpunkt der Wahl
sowie den Hinweis auf das Benen-
nungsrecht als Wahlkandidat nach
§§ 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 enthalten.

(5) Die Liste der benannten Wahlkandi-
daten wird 4 Wochen vor dem Wahl-
termin in den Geschäftsräumen des
Verbandes ausgelegt. Einwendun-
gen gegen diese Liste müssen spä-
testens 14 Tage vor dem Wahltermin
schriftlich oder in Textform angemel-
det sein. Über die Einwendungen
entscheidet der Wahlvorsteher. Ver-

spätete Einwendungen werden nicht
berücksichtigt.

(6) Der Wahlvorsteher lädt die Ver-
bandsausschussmitglieder und die
Wahlkandidaten zum Wahltermin zu
einer Verbandsausschusssitzung.
Die Ladung erfolgt gem. § 14 Abs. 1.
Sie enthält die Liste der Wahlkandi-
daten.

(7) Gewählt wird, nach Selbstvorstel-
lung der anwesenden Wahlkandida-
ten, wenn kein Verbandsausschuss -
mitglied vor der Wahl widerspricht,
im Rahmen der Verbandsausschuss-
sitzung nach Abs. 6 durch Handzei-
chen; sonst in geheimer Wahl durch
Stimmzettelabgabe.

(8) Die Sitze ihrer Stimmgruppe entfal-
len auf die Gewählten der Stimm-
gruppe in der Reihenfolge der meis -
ten auf sie vereinigten Stimmen. Bei
Stimmengleichheit von Wahlkandi-
daten innerhalb einer Stimmgruppe
entscheidet zwischen diesen das
vom Wahlvorsteher zu ziehende Los
über die Reihenfolge.

(9) Über das Wahlergebnis erstellt der
Wahlvorsteher in der Ausschusssit-
zung nach Abs. 6 eine Niederschrift.
Die Niederschrift über die Wahl ist
als Anhang zur Ergebnisniederschrift
nach § 15 Abs. 3 über die Ausschuss -
sitzung beizufügen.

(10) Anwesende Gewählte erklären in der
Ausschusssitzung nach Abs. 6, ob
sie die Wahl annehmen. Nicht anwe-
sende Gewählte werden vom Wahl-
vorsteher innerhalb von 2 Wochen
nach Erstellung der Niederschrift
schriftlich über ihre Wahl informiert.
Die Nachweispflicht obliegt dem
Wahlvorsteher. Diese Gewählten er-
klären innerhalb von 2 Wochen nach
Eingang der Mitteilung schriftlich ge-
genüber dem Wahlvorsteher, ob sie
ihre Wahl annehmen. Eine nicht frist-
gerechte Annahmeerklärung kommt
der Nichtannahme der Wahl gleich.
Die Nachweispflicht obliegt dem ge-
wählten Mitglied.

(11) Das Wahlergebnis nach Abs. 10 ist
innerhalb von 4 Wochen nach Ablauf
der Fristen nach Abs. 10 gem. § 40
öffentlich bekanntzumachen und der
Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

(12) Die neu gewählten Vorstandsmitglie-
der treten innerhalb von 8 Wochen
nach Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses zu einer konstituierenden
Vorstandssitzung zusammen. Die
Ladung erfolgt gem. § 22 Abs. 1.

§ 18 Wahl des Vorstandsvorsitzenden
und des Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden (zu § 53 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende und der
Stellvertretende Vorstandsvorsitzen-
de werden von den Verbandsaus-
schussmitgliedern in der Ausschuss-
sitzung nach § 17 Abs. 6 in zwei ge-
trennten Wahlgängen gewählt. Sie
gehören unterschiedlichen Stimm-
gruppen an.

(2) Für die Verbandsausschussmitglie-
der wählbar ist jedes in der Aus-

schusssitzung nach § 17 Abs. 6 ge-
wählte Vorstandsmitglied, das sich
bei der Benennung als Wahlkandidat
nach § 17 Abs. 2 gleichzeitig für die
Wahl zum Vorstandsvorsitzenden
bzw. zum Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden benannt hat,
auch wenn es die Wahl zum Vor-
stand noch nicht angenommen hat.

(3) Wahlvorsteher ist der noch amtie-
rende Vorstandsvorsitzende, in Ab-
wesenheit der noch amtierende
Stellvertretende Vorstandsvorsitzen-
de.

(4) Gewählt wird, wenn kein Verbands-
ausschussmitglied vor der Wahl wi-
derspricht, im Rahmen der Ver-
bandsausschusssitzung nach § 17
Abs. 6 durch Handzeichen; sonst in
geheimer Wahl durch Stimmzettel-
abgabe.

(5) Gewählt ist, wer jeweils die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei
Stimmengleichheit entscheidet zwi-
schen den Wahlkandidaten, die im
ersten Wahlgang die meisten Stim-
men auf sich vereinigen konnten,
eine Stichwahl, bei erneuter Stimm-
gleichheit das vom Wahlvorsteher zu
ziehende Los.

(6) § 17 Abs. 9 bis 11 gelten entspre-
chend.

§ 19 Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern (zu § 53 WVG)

(1) Der Verbandsausschuss kann ein-
zelne Vorstandsmitglieder nur aus
Rechtsgründen mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Dritteln seiner
satzungsmäßigen Verbandsaus-
schussmitgliederzahl abberufen.

(2) Ein Antrag auf Abberufung muss
schriftlich gestellt werden und von
mindestens der Hälfte der satzungs-
mäßigen Verbandsausschussmit-
gliederzahl unterzeichnet sein.

(3) Zu der Verbandsausschusssitzung,
in der über diesen Antrag entschie-
den werden soll, darf nicht mit ver-
kürzter Ladungsfrist geladen wer-
den.

(4) Die Abberufung und ihr Grund sind
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.
Die Abberufung steht unter dem Vor-
behalt, dass die Aufsichtsbehörde
ihr nicht innerhalb eines Monats
nach Eingang der Anzeige unter An-
gabe von Gründen widerspricht.

(5) Der Abberufungsbeschluss des Ver-
bandsausschusses kann vom abbe-
rufenen Vorstandsmitglied durch
Klage vor dem Verwaltungsgericht
angefochten werden. Die Anfech-
tungsklage entfaltet aufschiebende
Wirkung.

§ 20 Amtszeit des Vorstandes, des Vor-
standsvorsitzenden und des Stell-
vertretenden Vorstandsvorsitzen-
den (zu § 53 WVG)

(1) Die Amtszeit des Vorstandes, des
Vorstandsvorsitzenden und des
Stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden beträgt 5 Jahre und beginnt
mit dem Ablauf der Fristen nach
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§§ 17 Abs. 10 bzw. 18 Abs. 6. Der
Vorstand bleibt grundsätzlich bis
zum Ablauf der Fristen nach §§ 17
Abs. 10 bzw. 18 Abs. 6 der nächsten
Vorstandswahl im Amt.

(2) Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ab-
lauf der Amtszeit ausscheidet oder
ein gewähltes Verbandsmitglied
seine Wahl zum Vorstandsmitglied
bzw. Vorstandsamt nicht fristgerecht
annimmt, rückt derjenige für den
Rest der laufenden Amtszeit nach,
der bei der letzten Stimmabgabe für
die Wahl des Vorstandes bzw. des
Amts innerhalb des Vorstandes in
der Stimmgruppe der Ausscheiden-
den, bzw. der Wahl des Vorstands-
vorsitzenden bzw. der Wahl des
Stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden, die meisten Stimmen auf
sich vereinigen konnte und bisher
nicht Mitglied im Vorstand ist bzw.
nicht im benannten Vorstandsamt
vertreten ist. Abwesenheitsnach -
rückungen nach Abs. 3 bleiben hier-
bei unberücksichtigt. Trifft dies auf
kein Verbandsmitglied zu, finden in-
nerhalb der betroffenen Stimmgrup-
pe nach §§ 17 bzw. 18 Nachwahlen
nur für die Nachbesetzung statt. Das
Ergebnis dieser Nachwahl tritt so-
weit an die Stelle des in Satz 1 gere-
gelten Verfahrens. Die ausscheiden-
den Vorstandsmitglieder bleiben bis
zum Ablauf der Fristen nach § 17
Abs. 10 der Nachwahl im Amt.

(3) Wenn ein Vorstandsmitglied auf-
grund Abwesenheit lediglich an der
Ausübung seines Amtes gehindert
sein wird, so teilt es dies dem Ver-
band unverzüglich schriftlich oder in
Textform mit. Es rückt derjenige für
den Zeitraum der Abwesenheit ent-
sprechend nach, der bei der letzten
Stimmabgabe für die Wahl des Vor-
standes, in der Stimmgruppe des
Abwesenden, die meisten Stimmen
auf sich vereinigen konnte und bis-
her nicht Mitglied im Vorstand ist.
Der Nachrücker wird durch den Ver-
band benachrichtigt. Abs. 2 Satz 3
und 4 gelten entsprechend.

§ 21 Aufgaben des Vorstandes (zu §§
51, 54 WVG)

(1) Dem Vorstand obliegen alle Ge-
schäfte des Verbandes, zu denen
nicht durch Gesetz oder Satzung der
Verbandsausschuss oder durch Ge-
schäftsordnung der Geschäftsführer
berufen ist.

(2) Der Vorstand beschließt insbeson-
dere über
a) die Vorschläge zur Änderung

oder Ergänzung der Satzung, des
Unternehmens, des Plans oder
der Aufgaben des Verbandes,

b) die Aufnahme und Entlassung
von Mitgliedern gem. §§ 23 Abs.
1, 24 Abs. 2 WVG,

c) die Aufstellung des Haushalts-
plans sowie des Nachtragshaus-
haltsplans nach § 9 Abs. 1, §§ 2
bis 6 NRW AGWVG,

d) die Aufnahme von Darlehen und
Kassenkrediten,

e) die Aufstellung der Jahresrech-
nung gem. § 11 NRW AGWVG
und Weiterleitung an die vom
Verbandsausschuss bestimmte
Prüfstelle,

f) die Anstellung und Entlassung
des Geschäftsführers einschl.
seiner Vergütung und Entschädi-
gung,

g) Geschäfte innerhalb und außer-
halb der laufenden Verwaltung,
die im Einzelnen einen Betrag von
50.000,- € übersteigen,

h) die Aufstellung der Geschäftsord-
nung i.S.d. § 25 Abs. 2.

§ 22 Sitzungen des Vorstandes (zu § 56
WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in dessen
Abwesenheit der Stellvertretende
Vorstandsvorsitzende, lädt, sofern
es die Verbandsgeschäfte oder 2
Vorstandsmitglieder fordern, jedoch
mindestens zweimal im Jahr, die
Vorstandsmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde schriftlich oder in
Textform mit mindestens zweiwöchi-
ger Frist zu den Vorstandssitzungen
ein. Er teilt mit der Ladung die Ta-
gesordnung mit. Der Vorstandsvor-
sitzende kann bei Bedarf Dritte zu
einzelnen Tagesordnungspunkten
der Sitzungen hinzuziehen.

(2) Die Ladungsfrist kann in dringenden
Fällen auf 3 Tage verkürzt werden. In
der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3) Der Vorstandsvorsitzende, in dessen
Abwesenheit der Stellvertretende
Vorstandsvorsitzende, leitet die Vor-
standssitzungen. Er hat Stimmrecht.

(4) An allen Sitzungen nimmt der Ge-
schäftsführer teil.

§ 23 Beschließen im Vorstand (zu § 56
WVG)

(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit
der Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Vorstandsmitglieder. Jedes
Vorstandsmitglied hat eine Stimme.
Stimmengleichheit bedeutet Ableh-
nung. Stimmenthaltungen werden
bei der Ermittlung der für die Mehr-
heit erforderlichen Stimmenzahl
nicht mitgerechnet.

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte der sat-
zungsmäßigen Vorstandsmitglieder-
zahl anwesend ist. Ohne Rücksicht
auf die Zahl der Erschienenen ist er
beschlussfähig, wenn in der Ladung
mitgeteilt worden ist, dass ohne
Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlossen wird.

(3) Auf schriftlichem oder textlichem
Wege außerhalb von Vorstandssit-
zungen erzielte Umlaufbeschlüsse
sind gültig unter den Voraussetzun-
gen des Abs. 1, wenn alle Vor-
standsmitglieder durch Zustimmung,
Ablehnung oder Enthaltung ihre Wil-
lensbildung zum Ausdruck gebracht
haben.

(4) Über die Sitzungen sind Ergebnis-
niederschriften zu fertigen. Diese
sind vom Vorstandsvorsitzenden,
bei dessen Abwesenheit von der Sit-

zung vom Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden, und einem Vor-
standsmitglied zu unterschreiben
und allen Vorstandsmitgliedern zu-
zuleiten.

(5) Die Vorstandsmitglieder haben –
auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit – über die ihnen dabei bekannt
gewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu wahren. Dies gilt
nicht für Mitteilungen im dienstlichen
Verkehr oder über Tatsachen, die of-
fenkundig sind oder ihrer Bedeutung
nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen.

§ 24 Geschäfte des Vorstandsvorsit-
zenden, des Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden und des Vor-
standes (zu §§ 51, 54 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-
senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, führt den Vorsitz
im Vorstand und im Verbandsaus-
schuss. Ihm obliegen alle Geschäfte
im Rahmen der Beschlüsse des Ver-
bandsausschusses.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben die er-
forderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie
sind dem Verband insbesondere
dafür verantwortlich, dass die Be-
stimmungen der Gesetze, Verord-
nungen und Satzung eingehalten
und die Beschlüsse des Verbands-
ausschusses ausgeführt werden.

(3) Der Vorstandsvorsitzende unterrich-
tet in angemessenen Zeitabständen
die Verbandsmitglieder in geeigneter
Weise über die Angelegenheiten des
Verbandes. Dazu gehören auch die
Grundlagen der Beitragsbemessung
im Rahmen der Veranlagungsregeln,
insbesondere auch die Höhe der für
das jeweilige Veranlagungsjahr ge-
schätzten Kostensätze.

§ 25 Geschäftsführer
(1) Der Verband hat einen Geschäfts-

führer.
(2) Der Geschäftsführer führt seine

Tätigkeit im Rahmen der vom Vor-
stand zu erlassenden Geschäftsord-
nung.

(3) Der Geschäftsführer ist Dienstvorge-
setzter aller Dienstkräfte des Ver-
bandes.

§ 26 Dienstkräfte
Der Verband hat Dienstkräfte, die im Stel-
lenplan, dem Organigramm und den Stel-
lenbeschreibungen ausgewiesen sind.

§ 27 Gesetzliche Vertretung des Ver-
bandes (zu §§ 54, 55 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-
senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, vertritt den Ver-
band gerichtlich und außergericht-
lich, sofern nicht der Geschäftsfüh-
rer für bestimmte Bereiche hierzu
berufen ist.

(2) Der Geschäftsführer vertritt den Ver-
band gerichtlich und außergericht-
lich für den Bereich der laufenden
Verwaltung und für darüber hinaus-
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gehende Angelegenheiten, zu denen
er durch Beschluss des Vorstandes
bzw. des Verbandsausschusses
ausdrücklich ermächtigt wird.

(3) Erklärungen, durch die der Verband
verpflichtet werden soll, bedürfen
der Schriftform; sie sind nach Maß-
gabe der für den jeweiligen Fall gel-
tenden Regelung von dem Vertre-
tungsberechtigten zu unterzeichnen.

(4) Die Aufsichtsbehörde erteilt den ver-
tretungsbefugten Personen eine Be-
stätigung über die jeweilige Vertre-
tungsbefugnis.

§ 28 Aufwandsentschädigung (zu § 52
WVG)

(1) Die Vorstands- und Verbandsaus-
schussmitglieder sind ehrenamtlich
tätig.

(2) Die Verbandsausschussmitglieder
sowie Stellvertreter im Verbandsaus-
schuss und Vorstand erhalten als Er-
satz aller mit ihrem Amt in Verbin-
dung stehenden notwendigen Ausla-
gen, Ausfälle und Aufwendungen,
eine Aufwandsentschädigung gem.
§ 1 Abs. 2 Ziffer 4 c) der Entschädi-
gungsverordnung des Landes NRW
(EntschVO) vom 05.05.2014 in der
jeweils gültigen Fassung.

(3) Die Vorstandsmitglieder erhalten als
Ersatz aller notwendigen Auslagen,
Ausfälle und Aufwendungen, eine
Aufwandsentschädigung gem. § 1
Abs. 2, Ziffer 4 b) der Entschädi-
gungsverordnung des Landes NRW
(EntschVO) vom 05.05.2014 in der
jeweils gültigen Fassung.

(4) Der Vorstandsvorsitzende erhält eine
zusätzliche Aufwandsentschädigung
gem. § 3 Abs. 1 Nr. 6 der Entschädi-
gungsverordnung des Landes NRW
(EntschVO) vom 05.05.2014 in der
jeweils gültigen Fassung, mit der Än-
derung, dass der Faktor des § 3
Abs. 1 Nr. 6 auf die monatliche Pau-
schale nach § 28 Abs. 3 der Satzung
angewendet wird.

(5) Der Stellvertretende Vorstandsvor-
sitzende erhält eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung gem. § 3 Abs.
1 Nr. 8 der Entschädigungsverord-
nung des Landes NRW (EntschVO)
vom 05.05.2014 in der jeweils gül -
tigen Fassung, mit der Änderung,
dass der Faktor des § 3 Abs. 1 Nr. 8
auf die monatliche Pauschale nach
§ 28 Abs. 3 der Satzung angewendet
wird.

§ 29 Haushaltsführung (zu § 56 WVG
und § 1 NRW AGWVG)

(1) Für die Haushaltsführung des Ver-
bandes gelten §§ 2 bis 7 und 9 bis
12 des Gesetzes zur Ausführung des
Gesetzes über Wasser- und Boden-
verbände (Wasserverbandsgesetz –
WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I
S. 405) im Land Nordrhein-Westfa-
len (NRW AGWVG) vom 07. März
1995 in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Der Verband hat seine Haushalts-
wirtschaft so zu planen und zu
führen, dass die stetige Erfüllung
seiner Aufgaben gesichert ist. Die

Haushaltswirtschaft ist wirtschaft-
lich, effizient und sparsam zu führen.

§ 30 Haushaltsplan (zu § 65 WVG, §§ 2-7
und 9 NRW AGWVG)

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss
für jedes Haushaltsjahr einen Haus-
haltsplan und nach Bedarf Nachträ-
ge auf. Haushaltsjahr ist das Kalen-
derjahr. Der Verbandsausschuss be-
schließt den Haushaltsplan vor Be-
ginn des Haushaltsjahres und die
Nachträge bis zum Abschluss des
laufenden Haushaltsjahres.

(2) Der Vorstandsvorsitzende zeigt den
festgesetzten Haushaltsplan mit al-
len Anlagen und ggf. die Nachträge
dazu unverzüglich der Aufsichts-
behörde an. Wenn der Verband die
zur Erfüllung seiner Aufgaben not-
wendigen Ausgaben nicht oder nicht
rechtzeitig im Haushaltsplan fest-
setzt, kann die Aufsichtsbehörde ei-
nen mit Gründen versehenen Fest-
setzungsbescheid erlassen.

(3) Der Haushaltsplan muss den An -
forderungen der §§ 2 bis 5 NRW
AGWVG entsprechen und enthält
alle im Haushaltsjahr für die Erfül-
lung der Aufgaben des Verbandes
voraussichtlich
1. eingehenden Einnahmen,
2. zu leistenden Ausgaben,
3. notwendigen Verpflichtungser-

mächtigungen.
Der Haushaltsplan muss in Einnahmen
und Ausgaben ausgeglichen sein. Dem
Haushaltsplan sind

1. der Vermögenshaushalt gem. § 2
Abs. 4 NRW AGWVG,

2. der Finanzplan gem. § 3 NRW
AGWVG,

3. die Vermögensübersicht gem. § 4
NRW AGWVG,

4. der Tilgungsplan gem. § 6 NRW
AGWVG,

5. die Rücklagenplanung gem. § 6
NRW AGWVG und

6. der Stellenplan gem. § 26
beizufügen. Den im Haushaltsplan zu ver-
anschlagenden Einnahmen und Ausgaben
sind die Ergebnisse des Abschlusses des
Vorvorjahres und die Haushaltspositionen
des Vorjahres voranzustellen.
(4) Der Höchstbetrag des Kassenkredi-

tes darf 20 % der Verbandsbeiträge
des Vorjahres nicht übersteigen.

§ 31 Nichtplanmäßige Ausgaben (zu
§ 65 WVG und § 10 NRW AGWVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-
senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, kann über- und
außerplanmäßige Ausgaben leisten,
zu denen der Verband rechtlich ver-
pflichtet ist oder soweit ein Auf-
schub einen erheblichen Nachteil
bringen würde. Entsprechendes gilt
für Verpflichtungsermächtigungen.

(2) Über über- und außerplanmäßige
Ausgaben unterrichtet der Vor-
standsvorsitzende, in Abwesenheit
der Stellvertretende Vorstandsvorsit-
zende, den Vorstand in seiner nächs -
ten Sitzung. Über- und außerplan-
mäßige Ausgaben sind dem Ver-

bandsausschuss in der nächsten
Sitzung zum Zwecke der Entlastung
des Vorstandsvorsitzenden bzw. des
Stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden zur Genehmigung vorzule-
gen.

(3) Ist die Deckung für die zu leistenden
Ausgaben im laufenden Haushalts-
jahr nicht gewährleistet, ist vom Vor-
stand ein Nachtrag zum Haushalts-
plan aufzustellen und vom Ver-
bandsausschuss festzusetzen.

§ 32 Liquidität
Die Liquidität des Verbandes einschließ-
lich der Finanzierung der Investitionen ist
sicherzustellen.

§ 33 Jahresrechnung (zu § 65 WVG und
§ 12 NRW AGWVG)

(1) Der Vorstand stellt über alle Einnah-
men und Ausgaben des abgelaufe-
nen Haushaltsjahres (Rechnungs-
jahr) eine Jahresrechnung auf und
legt sie in der ersten Hälfte des neu-
en Haushaltsjahres der vom Ver-
bandsausschuss bestimmten Prüf-
stelle mit allen Unterlagen zur Prü-
fung vor.

(2) Die Prüfung der Jahresrechnung er-
streckt sich darauf, ob
a) nach der Rechnung der Haus-

haltsplan eingehalten ist,
b) die einzelnen Einnahme- und

Ausgabebeträge der Rechnung
ordnungsgemäß, insbesondere
durch Belege, nachgewiesen sind
und

c) die Rechnungsbeträge mit den
Vorschriften des Gesetzes über
die Wasser- und Bodenverbände
(WVG) vom 12. Februar 1991, des
Gesetzes zur Ausführung des
Gesetzes über die Wasser- und
Bodenverbände vom 12. Februar
1991 im Lande Nordrhein
Westfalen (NRW AGWVG) vom
07. März 1995, der Satzung und
sonstigen Vorschriften in der je-
weils gültigen Fassung im Ein-
klang stehen.

Die Prüfstelle berichtet dem Vorstand
schriftlich über das Ergebnis der Prüfung.
(3) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwe-

senheit der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende, legt die Jahres-
rechnung und den Prüfbericht der
Prüfstelle der Aufsichtsbehörde vor.
Der Verbandsausschuss stellt die
Jahresrechnung fest und beschließt
über die Entlastung des Vorstandes.

§ 34 Verbandsbeiträge
(zu §§ 28, 29 WVG)

(1) Die Mitglieder haben dem Verband
die Verbandsbeiträge zu leisten, die
zur Erfüllung seiner Aufgaben und
Verbindlichkeiten und zu einer or-
dentlichen Haushaltsführung not-
wendig sind. Die Verbandsbeiträge
bestehen aus Geldleistungen. Die
Erhebung von Mindestbeiträgen ist
zulässig.

(2) Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt
zur Zahlung der bis zu seinem Aus-
scheiden festgesetzten Verbands-
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beiträge verpflichtet. Es kann auch
zu späteren Verbandsbeiträgen wie
ein Mitglied wegen der Aufwendun-
gen herangezogen werden, die
durch sein Ausscheiden vergeblich
geworden sind und die nicht vermie-
den werden konnten.

(3) Der Verband ist mit Zustimmung der
Aufsichtsbehörde berechtigt, Ei-
gentümer von Grundstücken oder
Anlagen, die nicht Verbandsmitglied
sind, wie ein Mitglied für den durch
das Verbandsunternehmen entste-
henden Vorteil als Nutznießer zu
Verbandsbeiträgen heranzuziehen.

(4) Verbandsbeiträge sind öffentliche
Abgaben. Die Beitragspflicht der
dinglichen Verbandsmitglieder ruht
als öffentliche Last auf den Grund-
stücken und Anlagen, mit denen die
dinglichen Verbandsmitglieder an
dem Verband teilhaben.

§ 35 Maßstab der Verbandsbeiträge (zu
§ 30 WVG)

(1) Die Verbandsbeiträge verteilen sich
auf die Mitglieder im Verhältnis der
Vorteile, die sie von der Durch-
führung der Aufgaben des Verban-
des haben und der Lasten, die der
Verband auf sich nimmt, um den von
den Mitgliedern ausgehenden nach-
teiligen Einwirkungen zu begegnen
oder um ihnen Leistungen abzuneh-
men. Vorteile sind auch die Erleich-
terung einer Pflicht des Mitgliedes
und die Möglichkeit, die Maßnah-
men des Verbandes zweckmäßig
und wirtschaftlich auszunutzen.

(2) Auf Grundlage des Vorteilsprinzips
verteilen sich die Verbandsbeiträge
für die Aufgabenwahrnehmung nach
§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d) und –
vorbehaltlich eines zustimmenden
Beschlusses des Verbandsaus-
schusses zur Übernahme dieser Auf-
gabe – nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a)
sowie deren zugehörige Anteile von
§ 3 Abs. 1 Buchstabe e) im Verhält-
nis der sich aus dem Liegenschafts-
kataster ergebenden Katasterfläche
der im Verbandsgebiet liegenden
Grundstücke auf die Mitglieder. Da-
bei erfolgt eine Gewichtung nach
Nutzungsarten auf Grundlage des
Amtlichen Liegenschaftskataster In-
formationssystems NRW (ALKIS).

(3) Auf Grundlage des Vorteilsprinzips
verteilen sich die Verbandsbeiträge
für die Aufgabenwahrnehmung nach
§ 3 Abs. 2  Buchstabe b) und deren
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1
Buchstabe e) – vorbehaltlich eines
zustimmenden Beschlusses des
Verbandsausschusses zur Übernah-
me dieser Aufgabe – im Verhältnis
der sich aus dem Liegenschaftskata-
ster ergebenden Katasterflächen der
im Verbandsgebiet liegenden Grund-
stücke im Außenbereich, auf die Mit-
glieder.

(4) Der Verband erhebt für nachteilige
Einwirkungen, die von Anlagen oder
sonstigen auf Grundstücken vorhan-
denen Hindernissen auf die Gewäs-
serunterhaltung ausgehen und damit

den Unterhaltungsaufwand erhöhen,
besondere Verbandsbeiträge (Er-
schwernisbeiträge). Die jeweilige Er-
schwernisbeitragshöhe richtet sich
nach dem Umfang des Erschwernis-
ses.

(5) Die Konkretisierung des Umlagever-
fahrens, der Maßstäbe zur Ermitt-
lung der Verbandsbeiträge sowie die
Höhe der jeweiligen Bemessungs-
sätze folgen im Übrigen aus den
Veranlagungsregeln.

§ 36 Erhebung der Veranlagungsdaten
(zu §§ 26, 30 WVG)

(1) Der Verband erhebt die für die Er-
mittlung der Verbandsbeiträge erfor-
derlichen Daten.

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem
Verband alle für die Veranlagung der
Mitglieder erforderlichen Angaben,
vollständig, wahrheitsgemäß, kos -
tenfrei und rechtzeitig zu machen
und den Verband bei örtlich notwen-
digen Feststellungen kostenfrei zu
unterstützen. Veränderungen in den
Veranlagungsgrundlagen sind dem
Verband unverzüglich mitzuteilen.
Der Verband ist erst vom Zeitpunkt
der Kenntnisnahme an verpflichtet,
die entsprechenden Änderungen bei
der Beitragsveranlagung zu berück-
sichtigen. Mitglieder, die nach ihrem
Eigentum zu Beiträgen veranlagt
werden, bleiben bei Veräußerung ih-
res Eigentums für das laufende Ka-
lenderjahr in vollem Umfang bei-
tragspflichtig.

(3) Unbeschadet dessen wird der Bei-
trag eines Mitgliedes nach pflicht-
gemäßem Ermessen durch den Vor-
stand geschätzt, wenn es dem Ver-
band ohne eigenes Verschulden
nicht möglich ist, den Beitrag eines
Mitgliedes mit verhältnismäßigem
Aufwand zu ermitteln.

§ 37 Erhebung und Vollstreckung der
Verbandsbeiträge (zu §§ 31, 32
WVG)

(1) Der Verband erhebt die Verbands-
beiträge aufgrund der Satzung durch
Beitragsbescheid. Die Veranla-
gungsregeln sind Bestandteil der
Satzung.

(2) Soweit es für die Durchführung des
Unternehmens und die Verwaltung
erforderlich ist, erhebt der Verband
von seinen Mitgliedern Vorauslei-
stungen auf die Verbandsbeiträge
nach den Maßstäben des Vorjahres.

(3) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig
leistet, hat Säumniszuschläge,
Mahn-, Verwaltungs-, Zwangsvoll-
streckungs- und Gerichtsvollzieher-
kosten zu tragen. Näheres bestim-
men die Veranlagungsregeln.

(4) Die auf Gesetz oder Satzung beru-
henden Forderungen des Verbandes
können nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz für das Land
Nordrhein-Westfalen (Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz NRW – VwVG
NRW) vom 19.02.2003 in der jeweils
geltenden Fassung vollstreckt wer-
den.

(5) Vollstreckungsbehörde ist der Vor-
standsvorsitzende, in Abwesenheit
der Stellvertretende Vorstandsvorsit-
zende.

§ 38 Ordnungsgewalt (zu § 68 WVG)
Der Vorstand kann auf Gesetz oder Sat-
zung beruhende Anordnungen, insbeson-
dere zum Schutz des Verbandsunterneh-
mens, erlassen.

§ 39 Rechtsbehelfe
(1) Die Verwaltungsakte sind mit einer

Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen.

(2) Die Rechtsbehelfe gegen den Bei-
tragsbescheid, Ordnungsmaßnah-
men, Zwang und andere Verwal-
tungsakte des Verbandes und seiner
Organe richten sich nach der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO)
vom 19.03.1991 in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 40 Bekanntmachungen (zu § 67 WVG)
(1) Bekanntmachungen des Verbandes

werden im Amtsblatt der Bezirks -
regierung Düsseldorf veröffentlicht.

(2) Für Bekanntmachungen umfangrei-
cherer Unterlagen des Verbandes
genügt die Bekanntgabe des Ortes,
wo Einblick genommen werden
kann.

(3) Je nach Grund und Zweck der Ver-
öffentlichung kann der Verband zu-
sätzliche Veröffentlichungsmedien
nutzen.

§ 41 Rechtsaufsicht (zu §§ 72, 73 WVG)
(1) Der Verband unterliegt der Rechts-

aufsicht durch die Aufsichtsbehörde.
(2) Oberste Aufsichtsbehörde ist das

Ministerium für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen.

(3) Obere Aufsichtsbehörde ist die Be-
zirksregierung Düsseldorf.

(4) Untere Aufsichtsbehörde ist der
Landrat Viersen.

(5) Soweit gem. § 3 der Verordnung
über zuständige Aufsichtsbehörden
nach dem Gesetz über Wasser- und
Bodenverbände vom 14.07.1992 in
ihrer jeweils gültigen Fassung nichts
anderes bestimmt ist, werden die
Aufgaben der Aufsichtsbehörde von
der Unteren Aufsichtsbehörde wahr-
genommen.

§ 42 Zustimmung zu Geschäften (zu
§ 75 WVG, § 7 Abs. 1 NRW AGWVG)

(1) Folgende Rechtsgeschäfte bedür-
fen, zum Zwecke der Zustimmung,
der schriftlichen Anzeige bei der
Aufsichtsbehörde:
a) unentgeltliche Veräußerungen

von Vermögensgegenständen;
b) Aufnahmen von Darlehen, die im

Einzelnen den Betrag von
250.000,– € übersteigen;

c) Rechtsgeschäfte mit einem Vor-
standsmitglied einschließlich der
Vereinbarung von Vergütungen,
soweit sie über den Ersatz von
Aufwendungen hinausgehen;
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d) Übernahme von Bürgschaften, zu
Verpflichtungen aus Gewährleis -
tungsverträgen und zur Bestel-
lung von Sicherheiten;

e) Aufnahme von Kassenkrediten
nach § 7 Abs. 1 NRW AGWVG;

f) Rechtsgeschäfte, die einem der
in Buchstabe a) bis e) angegebe-
nen Geschäfte gleichkommen.

(2) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn
sie nicht innerhalb eines Monats
nach Eingang der Anzeige bei der
Aufsichtsbehörde versagt wird.

§ 43 Gleichstellung
Alle Bezeichnungen der Satzung sind ge-
schlechtsneutral angewendet.

§ 44 Übergangsregelungen
(1) Die erste Wahl des Verbandsaus-

schusses nach § 11 findet im Okto-
ber 2020 statt. Für die Amtszeit der
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung amtierenden Ver-
bandsausschussmitglieder und ihrer
Stellvertreter gilt § 12 Abs. 1 Satz 2.

(2) Die erste Wahl des Vorstandes bzw.
des Vorstandsvorsitzenden und
Stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden nach §§ 17, 18 findet im De-
zember 2022 statt. Für die Amtszeit
der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung amtierenden Vor-
standsmitglieder und ihrer Stellver-
treter gilt § 20 Abs. 1 Satz 2.

(3) Für die Nachbesetzung von ausschei-
denden Mitgliedern des Verbands-
ausschusses und des Vorstandes so-
wie deren jeweiliger Stellvertreter,
gelten bis zur Wahl nach Abs. 1 und 2
die Regelungen der Verbandssatzung
vom 11. Oktober 1995.

§ 45 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1) Diese Satzung tritt am 01. Januar

2016 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssat-

zung vom 11. Oktober 1995, zuletzt
geändert durch Beschluss des Ver-
bandsausschusses vom 15. Dezem-
ber 2010, außer Kraft.

Artikel 7b (Ausschussbeschluss vom
27.11.2015)
Die Veranlagungsregeln des Wasser- und
Bodenverbandes der Mittleren Niers er-
halten die folgende Fassung: 

Gliederung

I. Anlagen- und grundstücksbezogene
Erschwernisbeiträge

1. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4
Verbandssatzung für erhöhten Unter-
haltungsaufwand durch Anlagen oder
sonstige auf Grundstücken vorhande-
ne Hindernisse in, an oder über oberir-
dischen Gewässern oder Entwässe-
rungsgräben.

2. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4
Verbandssatzung für erhöhten Unter-
haltungsaufwand durch Anlagen oder
sonstige auf Grundstücken vorhande-
ne Hindernisse in, an oder über oberir-
dischen Gewässern oder Entwässe-
rungsgräben, die eine luftseitige

Schließung des Gewässerabschnittes
bewirken.

II. Grundstücksflächenbezogene
Beiträge

1. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35
Abs. 2 Verbandssatzung für die Auf-
gabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1
Buchstabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buch-
stabe a) und deren zugehörige Anteile
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Ver-
bandssatzung.

2. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35
Abs. 3 Verbandssatzung für die Auf-
gabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2
Buchstabe b) und deren zugehörige
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e)
Verbandssatzung.

III. Mindestbeitrag
IV. Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zu-

schläge und Verfahrenskosten
V. Inkrafttreten
I. Anlagen und grundstücksbezogene

Erschwernisbeiträge
1. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4

Verbandssatzung für erhöhten Unter-
haltungsaufwand durch Anlagen oder
sonstige auf Grundstücken vorhande-
ne Hindernisse in, an oder über oberir-
dischen Gewässern oder Entwässe-
rungsgräben:

(1) Anlagen oder sonstige auf Grund-
stücken vorhandene Hindernisse in,
an oder über oberirdischen Gewäs-
sern oder Entwässerungsgräben, in-
nerhalb des Abstandes nach § 7 Abs.
3 Verbandssatzung, erzeugen einen
erhöhten Unterhaltungsaufwand, weil
der Verband dort nicht oder nur einge-
schränkt die Möglichkeit hat, mit sei-
nen für oberirdische Gewässer und
Entwässerungsgräben eingesetzten
Maschinen und Großgeräten die Un-
terhaltung in einem Zuge durchzu-
führen oder dort spezielles Gerät für
Engstellen einsetzen muss. Unter die-
se Anlagen und Hindernisse fallen ins-
besondere:
- Mauern, Zäune und Hecken,
- ackerbauliche und gartenbauliche

Nutzungen,
- Gebäude, Gebäudebestandteile,
- Masten, Pfähle und Schilder,
- Bäume, Baumkronen, Baumstub-

ben, Sträucher,
- Stege, Gerüste, Tränken,
- Einleitstellen, Einleitbauwerke,
- Abgrabungen, Aufschüttungen.

(2) Der hierdurch hervorgerufene Er-
schwernisaufwand ist vom gesamten
Unterhaltungsaufwand vorweg abzu-
setzen und vom jeweiligen Erschwerer
in Form eines Erschwernisbeitrags
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu
tragen. Erschwerer sind die jeweiligen
rechtlichen Eigentümer der Grund-
stücke und Anlagen, die die Unterhal-
tung über die bloße Beteiligung am
natürlichen Abflussvorgang hinaus er-
schweren. Soweit auf einem Grund-
stück ein Erbbaurecht lastet, tritt an
die Stelle des rechtlichen Eigentümers
der Erbbauberechtigte.

(3) Der Erschwernisbeitrag zu 1. beträgt
E1.

E1 entspricht dem Ergebnis folgender
näherungsweiser Abschätzung:

E1 = LE1 * e1 + VK [€]
LE1= die bei Bescheiderstellung aus Luft-

bildaufnahmen des Geoinformati-
onssystems abgegriffene, erkenn-
bare längste Ausdehnung der Anla-
ge oder des Hindernisses parallel
zur Gewässerachse [m]

e1 =  Beitragssatz, ermittelt nach der For-
mel:

e1 = BM + HS – MK – MA [€/m]
Für ackerbauliche und gartenbauli-
che Nutzungen reduziert sich die
Berechnung von e1 auf die Summe
der in den Parametern MK und MA
für das jeweilige Veranlagungsjahr
enthaltenen geschätzten Kos -
tensätze für die An- und Abfahrt, da
diese Erschwernisse regelmäßig
nicht über den gesamten, für die je-
weils erforderliche Unterhaltungs-
maßnahme zur Verfügung stehen-
den Zeitraum vorhanden sind.

BM = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Böschungs-/Rand-
streifenmahd über Balken/Seiten-
mäher [€/m]

HS = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Sohlmahd über Hand-
sense [€/m]

MK = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Sohlmahd über Mäh-
korb [€/m]

MA = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Böschungsmahd über
Schlepper mit Mähausleger [€/m]

VK = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für die erschwernisbezo-
genen Verwaltungskosten [€ pro
Bescheid]

2. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4
Verbandssatzung für erhöhten Unter-
haltungsaufwand durch Anlagen oder
sonstige auf Grundstücken vorhande-
ne Hindernisse in, an oder über oberir-
dischen Gewässern oder Entwässe-
rungsgräben, die eine luftseitige
Schließung des Gewässerabschnittes
bewirken:

(1) Anlagen oder sonstige auf Grund-
stücken vorhandene Hindernisse in,
an oder über oberirdischen Gewäs-
sern oder Entwässerungsgräben, in-
nerhalb des Abstandes nach § 7 Abs.
3 Verbandssatzung, die eine luftseiti-
ge Schließung des Gewässerab-
schnittes nach oben bewirken, erzeu-
gen einen erhöhten Unterhaltungsauf-
wand, weil der Verband dort nicht die
Möglichkeit hat, mit seinen für oberir-
dische Gewässer und Entwässerungs-
gräben eingesetzten Maschinen und
Großgeräten die Unterhaltung in ei-
nem Zuge durchzuführen und dort
spezielles Gerät für Durchlassreini-
gungen einsetzen muss. Unter diese
Anlagen und Hindernisse fallen insbe-
sondere:
- Brücken,
- Durchlässe,
- Rohrleitungen,
- Verrohrungen.
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(2) Der hierdurch hervorgerufene Er-
schwernisaufwand ist vom gesamten
Unterhaltungsaufwand vorweg abzu-
setzen und vom jeweiligen Erschwerer
in Form eines Erschwernisbeitrags
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu
tragen. Erschwerer sind die jeweiligen
rechtlichen Eigentümer der Grund-
stücke und Anlagen, die die Unterhal-
tung über die bloße Beteiligung am
natürlichen Abflussvorgang hinaus er-
schweren. Soweit auf einem Grund-
stück ein Erbbaurecht lastet, tritt an
die Stelle des rechtlichen Eigentümers
der Erbbauberechtigte.

(3) Der Erschwernisbeitrag zu 2. beträgt
E2.

E2 entspricht dem Ergebnis folgender
näherungsweiser Abschätzung:
E2 = LE2 * e2 + VK [€]
LE2= die bei Bescheiderstellung aus Luft-

bildaufnahmen des Geoinformati-
onssystems abgegriffene erkennba-
re längste Ausdehnung der Anlage
oder des Hindernisses parallel zur
Gewässerachse [m]

e2 = Beitragssatz ermittelt nach der For-
mel:

e2 = SK – MK – MA [€/m]
SK = geschätzter Kostensatz des Ver-

bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Durchlassreinigungen
[€/m]

MK = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Sohlmahd über Mäh-
korb [€/m]

MA = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für Böschungsmahd über
Schlepper mit Mähausleger [€/m]

VK = geschätzter Kostensatz des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für die erschwernisbezo-
genen Verwaltungskosten [€ pro
Bescheid].

II. Grundstücksflächenbezogene
Beiträge

1.   Grundstücksflächenbeitrag gem.
§ 35 Abs. 2 Verbandssatzung für die
Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1
Buchstabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buch -
stabe a) und deren zugehörige Anteile
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbands-
satzung: 
(1) Die Ausgaben, die zur Erfüllung der

Verbandsaufgaben nach § 3 Abs. 1
Buchstabe a) bis d) und deren zu-
gehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buch-
stabe e) Verbandssatzung im Haus-
haltsplan des jeweiligen Veranla-
gungsjahres entstehen, werden nach
Abzug der hindernisbezogenen Er-
schwernisbeiträge und sonstigen Ein-
nahmen in diesen Verbandsaufgaben-
bereichen, auf Grundlage des in § 35
Abs. 2 Verbandssatzung genannten
Beitragsmaßstabs, auf die Stadt oder
Gemeinde umgelegt, auf deren Gebiet
die jeweiligen Grundstücke liegen. So-
fern eine Übertragung von Aufgaben
nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) Ver-
bandssatzung erfolgt, sind auch die
insoweit entstandenen Kosten nach
dem vorgenannten Beitragsmaßstab
umzulegen.

(2) Grundlage der Veranlagung sind die
Katasterflächen der im Verbandsge-
biet liegenden Grundstücke; bei der
Umlage erfolgt wegen der unter-
schiedlichen Abflussverhältnisse eine
Differenzierung nach Nutzungsarten
auf Grundlage des Amtlichen Liegen-
schaftskataster Informationssystems
NRW (nachfolgend ALKIS). Die Ge-
wichtung der jeweiligen Kataster-
flächen folgt aus der Anlage 1.

(3) Der Grundstücksflächenbeitrag zu 1.
beträgt G1.

G1 entspricht dem Ergebnis folgender
näherungsweiser Abschätzung:
G1 = FG1 * g1 [€]
FG1 = gewichtete Katasterfläche der

Grundstücksfläche im Verbands-
gebiet bei Bescheiderstellung
[m²]

g1 = Beitragssatz, ermittelt nach der
Formel:

g1 = (GA1 – GE1 – GS1) / FG1ges
[€/m²]

GA1 = Gesamtausgaben für die Aufga-
benwahrnehmung nach § 3 Abs.
1 Buchstabe a) bis d), § 3 Abs. 2
Buchstabe a) und deren zu-
gehörige Anteile von Abs. 1
Buchstabe e), im Haushaltsplan
des jeweiligen Veranlagungsjah-
res [€]

GE1 = Gesamtbetrag der anlagen- und
grundstücksbezogenen Er-
schwernisbeitragseinnahmen
nach Abschnitt I Veranlagungsre-
geln, im Haushaltsplan des jewei-
ligen Veranlagungsjahres [€]

GS1 = Gesamtbetrag der sonstigen Ein-
nahmen für die Aufgabenwahr-
nehmung nach § 3 Abs. 1 Buch-
stabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buch-
stabe a) und deren zugehörige
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe
e), im Haushaltsplan des jeweili-
gen Veranlagungsjahres [€]

FG1ges = Summe der gewichteten Katas -
terflächen aller Grundstücke im
Verbandsgebiet bei Bescheider-
stellung [m²]

Die gewichtete Katasterfläche des Grund-
stücks ermittelt sich nach der Formel:
FG1 = F * gf [m²]
F = die bei Bescheiderstellung aus

ALKIS ausgelesene Kataster-
fläche des Grundstückes im Ver-
bandsgebiet [m²]

gf = Gewichtungsfaktor gem. Anlage 1
2.   Grundstücksflächenbeitrag gem.
§ 35 Abs. 3 Verbandssatzung für die
Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2
Buchstabe b) und deren zugehörige
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e)
Verbandssatzung:
(1) Der Verband hat nach § 3 Abs. 2

Buchstabe b) Verbandssatzung den
Bau, Ausbau und die Unterhaltung der
land- und forstwirtschaftlichen Wege
einschließlich der zugehörigen
Brückenbauwerke vorzunehmen, so-
fern zuvor eine Übertragung dieser
Aufgabe auf Grundlage des § 3 Abs. 2
Verbandssatzung auf den Verband er-
folgt ist. Die Ausgaben, die in diesem
Fall zur Erfüllung dieser Verbandsauf-
gaben und deren zugehörige Anteile

von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Ver-
bandssatzung im Haushaltsplan des
jeweiligen Veranlagungsjahres entste-
hen, werden nach Abzug der sonsti-
gen Einnahmen in diesen Verbands-
aufgabenbereichen, auf Grundlage
des in § 37 Abs. 3 Verbandssatzung
genannten Beitragsmaßstabs, auf die
Stadt oder Gemeinde umgelegt, auf
deren Gebiet die jeweiligen Grund-
stücke liegen.

(2) Grundlage der Veranlagung sind die
Katasterflächen der im Verbandsge-
biet liegenden Grundstücke im Außen-
bereich der Städte und Gemeinden,
die die Aufgaben gem. § 3 Abs. 2 Ver-
bandssatzung übertragen haben. Un-
ter Außenbereich fallen die Grund-
stücke, die ganz oder teilweise nicht
im Geltungsbereich eines qualifizier-
ten Bebauungsplanes liegen und die
auch nicht zu einem in Zusammen-
hang bebauten Ortsteil gehören.

(3) Der Grundstücksflächenbeitrag zu 2.
beträgt G2.

G2 entspricht dem Ergebnis folgender
näherungsweiser Abschätzung:
G2  = FG2 * g2 [€]
FG2 = die bei Bescheiderstellung aus

ALKIS ausgelesene Kataster-
fläche des Grundstückes im Ver-
bandsgebiet [m²]

g2 = Beitragssatz, ermittelt nach der For-
mel:

g2 = (GA2 – GS2) / FG2ges [€/m²]
GA2 = Gesamtausgaben für die Aufga-

benwahrnehmung nach § 3 Abs.
2 Buchstabe b) und deren zu-
gehörige Anteile von § 3 Abs. 1
Buchstabe e), im Haushaltsplan
des jeweiligen Veranlagungsjah-
res [€]

GS2 = Gesamtbetrag der sonstigen Ein-
nahmen für die Aufgabenwahr-
nehmung nach § 3 Abs. 2 Buch-
stabe b) und deren zugehörige
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe
e), im Haushaltsplan des jeweili-
gen Veranlagungsjahres [€]

FG2ges = Summe der Katasterflächen der
im Außenbereich liegenden
Grund stücke im Verbandsgebiet
bei Bescheiderstellung [m²]

III. Mindestbeitrag
(1) Der Verband erhebt entsprechend

§ 34 Abs. 1 Satz 3 für die Aufgaben-
wahrnehmung nach § 35 Abs. 2 oder
3 Verbandssatzung jeweils einen jähr-
lichen Mindestbeitrag. Maßstab für die
Berechnung der Höhe des Mindest-
beitrags ist der geschätzte Kostenan-
satz des Verbandes für das jeweilige
Veranlagungsjahr für die Erstellung
eines Beitragsbescheids [€ pro Be-
scheid]. Der Mindestbeitrag wird nur
dann erhoben, wenn nach dem sons -
tigen Beitragsverhältnis nach § 35
Abs. 2 oder 3 Verbandssatzung, im
Veranlagungsjahr, auf das jeweilige
Verbandsmitglied jeweils ein Ver-
bandsbeitrag unterhalb des sich nach
Abschnitt III Abs. 1 Satz 1 ergebenden
Betrages entfiele.

(2) Die Erhebung eines Mindestbeitrags
nach § 35 Abs. 3 Verbandssatzung
steht unter dem Vorbehalt, dass zuvor
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eine Übertragung dieser Aufgabe auf
Grundlage des § 3 Abs. 2 Buchstabe
b) Verbandssatzung, auf den Verband
erfolgt ist.

IV. Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zu-
schläge und Verfahrenskosten

(1) Verbandsbeiträge werden für jedes
Veranlagungsjahr erhoben. Veranla-
gungsjahr ist das Kalenderjahr. Die
Fälligkeit der Verbandsbeiträge wird
im Bescheid festgelegt. Wird bis zum
Fälligkeitstag kein neuer Beitragsbe-
scheid zugestellt, so sind dem Ver-
band Verbandsbeiträge in Höhe des
letzten rechtskräftigen Bescheides
(Dauerbescheid) zu leisten. Entspre-
chende Hinweise sind in die Beitrags-
bescheide aufzunehmen.

(2) Werden Verbandsbeiträge nicht bis
zum Ablauf des Fälligkeitstages ent-
richtet, ist vom betreffenden Beitrags-
schuldner für jeden angefangenen
Monat ein Säumniszuschlag nach §
240 Abgabenordnung (AO) zu entrich-
ten.

(3) Zum Ablauf des Fälligkeitstages nicht
eingegangene Beitragszahlungen wer-
den ab dem darauf folgenden Arbeits-
tag gegenüber dem Beitragsschuldner
gemahnt. Soweit keine vollständige
Zahlung eingeht, erfolgt ab dem 14.
bzw. ab dem 28. Tag nach Fälligkeit
der Beitragszahlung eine 2. bzw. 3.
Mahnung der ausstehenden Beträge.

(4) Für jede ausgehende schriftliche Mah-
nung sind vom betreffenden Beitrags-
schuldner Mahnkosten in Höhe des
geschätzten Kostenansatzes des Ver-
bandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für die mahnbezogenen
Verwaltungskosten [€ pro Bescheid]
zu entrichten.

(5) Soweit keine vollständige Zahlung
eingeht, erfolgt frühestens ab dem 42.
Tag nach Fälligkeit der Beitragszah-
lung gegenüber dem Beitragsschuld-
ner die Einleitung des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens über die ausste-
henden Beträge. In der 3. Mahnung ist
darauf hinzuweisen.

(6) Für jede Einleitung des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens sind vom be-
treffenden Beitragsschuldner – neben
den bis zum Zahlungseingang anfal-
lenden Kosten des Gerichtsvollziehers
– Zwangsvollstreckungskosten in
Höhe des geschätzten Kostenansat-
zes des Verbandes für das jeweilige
Veranlagungsjahr für die zwangsvoll-
streckungsbezogenen Verwaltungs-
kosten [€ pro Bescheid] zu entrichten.

(7) Säumniszuschläge, Mahn-, Zwangs-
vollstreckungs- und Gerichtsvollzie-
herkosten werden wie Verbands-
beiträge behandelt und sind unver-
züglich zu entrichten.

V. Inkrafttreten
(1) Die Veranlagungsregeln treten am

01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig
treten die Veranlagungsregeln vom
01.01.2002 außer Kraft.

(2) Beschlossen durch den Verbandsaus-
schuss in seiner Sitzung vom
27.11.2015.

Anlage 1:

Gewichtungsfaktoren für leicht versie-
gelte Flächen (Buchstabe a), mitteldicht
versiegelte Flächen (Buchstabe b), stär-
ker versiegelte Flächen (Buchstabe c).

Für eine Fläche, die im Amtlichen Liegen-
schaftskataster Informationssystem NRW
(ALKIS) mit einer der folgenden Bezeich-
nungen (Spalte 1) und der entsprechen-
den Kennung sowie der Attributart „Funk-
tion", „ohne Funktion", „Vegetationsmerk-
mal" oder „Art der Festlegung" (Spalte 3)
eingetragen ist, wird nach Maßgabe der in
Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung
anstatt eines Gewichtungsfaktors gf = 1,
folgender Gewichtungsfaktor gf erhoben.
Im Fall der Neubezeichnung der Nut-
zungsflächen in der Systematik des Amtli-
chen Liegenschaftskatasters Informati-
onssystem NRW (ALKIS) werden die
Flächen den neuen Bezeichnungen zuge-
ordnet, soweit damit keine Veränderung
des Beitragsmaßstabes verbunden ist.
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a) Leicht versiegelte Flächen:
Gewichtungsfaktor gf = 2: 

Bezeichnung                            Begriffsbestimmung                                                                                                        Kennung

                                                                                                                                                                                               Attributart mit Wert

1                                                2                                                                                                                                                3

Flächen besonderer funktionaler     Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich                    41007
Prägung                                           der mit ihr im Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude und/
                                                        oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden   sind.
Historische Anlage                          Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen Anlagen, z.B. historische                               Funktion 1300
                                                        Stadtmauern und -türme, Denkmäler und Ausgrabungsstätten.
Sport-, Freizeit- und Erholungs-     Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder unbebaute Fläche, die dem                    41008
fläche                                               Sport, der Freizeitgestaltung oder der Erholung dient. 
Sportanlage                                     Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Ausübung von                 Funktion 4100
                                                        (Wettkampf-)Sport und für Zuschauer bestimmt ist. 
Golfplatz                                          Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Ausübung des                      Funktion 4110
                                                        Golfsports genutzt wird.                                                                                                                             
Verkehrsübungsplatz                       Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und Erprobungszwecken dient.                      Funktion 4270
Hundeübungsplatz                          Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit Hunden durchgeführt werden.             Funktion 4280
Modellflugplatz                                Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des Modellflugsports dient.                             Funktion 4290
Schwimmbad, Freibad                    Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimmbecken oder Anlage an Ufern                     Funktion 4320
                                                        von Gewässern für den Badebetrieb und Schwimmsport.                                                                        
Campingplatz                                  Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer größeren Zahl von Zelten oder zum               Funktion 4330
                                                        Abstellen und Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und Einrichtungen.                             
Grünanlage                                      Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, Rasenflächen, Blumenrabatten                  Funktion 4400
                                                        und Wegen, die vor allem der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes dient. 
Grünfläche                                       Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und Parkanlage in Städten und                     Funktion 4410
                                                        Siedlungen.                                                                                                                                                
Park                                                 Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grünanlage, die der Repräsentation                     Funktion 4420
                                                        und der Erholung dient.                                                                                                                             
Botanischer Garten                         Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher Garten zum Studium der                    Funktion 4430
                                                        Pflanzenwelt; systematisch geordnete Sammlung in Freiland und Gewächshäusern
                                                        (Warmhäuser).                                                                                                                                            
Kleingarten                                      Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Gartengrundstücken,                                        Funktion 4440
                                                        die von Vereinen verwaltet und verpachtet werden.                                                                                  
Spielplatz, Bolzplatz                        Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz, an dem körperliche oder geistige Tätigkeit aus eigenem          Funktion 4470
                                                        Antrieb ohne Zweckbestimmung ausgeübt wird.                                                                                      
Friedhof                                           Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind.                                                                            41009
                                                                                                                                                                                                            Ohne Funktion*)



Friedhof (Park)                                 Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist.                                                              Funktion 9403
Historischer Friedhof                       Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch gilt.                                                          Funktion 9404
Landwirtschaft                                 Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von Feldfrüchten sowie eine Fläche,                            43001
                                                        die beweidet und gemäht werden kann, einschließlich der mit besonderen Pflanzen
                                                        angebauten Fläche. Die Brache, die für einen bestimmten Zeitraum (z.B. ein halbes
                                                        oder ganzes Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als Landwirtschaft oder
                                                        Ackerland zu erfassen.                                                                                                                               
Gartenland                                      Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, Obst und Blumen sowie die              Vegetationsmerkmal 
                                                        Aufzucht von Kulturpflanzen, soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt                       1030
                                                        wird. 
Baumschule                                    Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus Samen, Ablegern                              Vegetationsmerkmal
                                                        oder Stecklingen unter mehrmaligem Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden.                               1031 
Damm, Wall, Deich                          Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen Baustoffen bestehende                                        61003
                                                        langgestreckte Aufschüttung, die Vegetation tragen kann.                                                                       
Sonstiges Recht                              Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden bezogenen Beschränkungen,                            71011
                                                        Belastungen oder anderen Eigenschaften einer Fläche.                                                                            
Truppenübungsplatz,                      Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein Gelände zur militärischen Ausbildung.        Art der Festlegung
Standortübungsplatz                                                                                                                                                                                      4720

Industrie- und Gewerbefläche         Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend industriellen oder                                41002
                                                        gewerblichen Zwecken dient.                                                                                                                    
Lagerplatz                                        Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und außerhalb von Gebäuden                          Funktion 1740
                                                        wirtschaftliche Güter gelagert werden.
Betriebsfläche Versorgungs-           Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend                           Funktion 2502
anlage                                              Anlagen und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme
                                                        und Wasser vorhanden sind.                                                                                                                      
Förderanlage                                   Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen zur Förderung von Erdöl,                       Funktion 2510
                                                        Erdgas, Sole, Kohlensäure oder Erdwärme aus dem Erdinneren.                                                             
Betriebsfläche Versorgungs-           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk                      Funktion 2522
anlage, Wasser                                bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung
                                                        und/oder zur Aufbereitung von Trinkwasser.                                                                                             
Betriebsfläche Versorgungs -           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk                          Funktion 2532
anlage, Elektrizität                           bezeichnet  eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung
                                                        von elektrischer Energie.                                                                                                                            
Umspannstation                              Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden und sonstigen Einrichtungen,                 Funktion 2540
                                                        um Strom auf eine andere Spannungsebene zu transformieren.                                                               
Betriebsfläche Versorgungs -           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine             Funktion 2552
anlage, Öl                                        Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl.                                    
Betriebsfläche Versorgungs-           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine             Funktion 2562
anlage, Gas                                     Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.                                      
Betriebsfläche Versorgungs-           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet              Funktion 2572
anlage, Wärme                                eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von
                                                        Wärmeenergie zu Heizzwecken.                                                                                                                
Betriebsfläche Versorgungs-           Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und              Funktion 2582
anlage, Funk- und Fernmelde-        Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der
wesen                                              vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektronischen Informationsvermittlung stehen. 
Betriebsfläche Entsorgungs-           Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine             Funktion 2602
anlage                                              Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung
                                                        von Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden sind.                                                                           
Betriebsfläche Entsorgungs-           Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage,                       Funktion 2612
anlage, Abwasserbeseitigung         Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen
                                                        Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser.                                                                                              
Betriebsfläche Entsorgungs -           Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil von Abfallbehandlungs-                Funktion 2622
anlage, Abfallbeseitigung                anlage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen
                                                        Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen oder
                                                        thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.                                   
Betriebsfläche Entsorgungs-           Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage.                   Funktion 2623
anlage, Schlamm                             Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen
                                                        Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen oder 
                                                        thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.                                   
Deponie (oberirdisch)                      Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der oberirdisch Abfallstoffe gelagert               Funktion 2630
                                                        werden. Es wird die durch eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche erfasst. Sie muss
                                                        nicht mit der Böschungskante übereinstimmen.                                                                                        
Deponie (untertägig)                        Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe             Funktion 2640
                                                        eingelagert werden (Untertagedeponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an die Oberfläche.
                                                        In der Regel wird nur die Fläche des Einfuhrschachts für Deponie (untertägig) erfasst. 
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b) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
Gewichtungsfaktor gf = 3,5 



Halde                                               Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gelagert wird, und beschreibt die auch                   41003
                                                        im Relief zu modellierende tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete Abraumhalden
                                                        werden als Objekte der Objektart Wald erfasst.                                                                                         
Tagebau, Grube, Steinbruch           Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der oberirdisch Bodenmaterial                                41005
                                                        abgebaut wird. Rekultivierte Tagebaue, Gruben, Steinbrüche werden als Objekte
                                                        entsprechend der vorhandenen Nutzung erfasst.                                                                                      
Straßenverkehr                                Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße erforderlichen sowie                               42001
                                                        dem Straßenverkehr dienenden bebauten und unbebauten Flächen.                                                       
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
Verkehrsbegleitfläche Straße          Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute oder unbebaute Fläche,                           Funktion 2312
                                                        die einer Straße zugeordnet wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht Bestandteil
                                                        der Fahrbahn.                                                                                                                                             
Fußgängerzone                               Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener Bereich, in                                      Funktion 5130
                                                        dem ausnahmsweise öffentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr
                                                        zulässig sein kann.                                                                                                                                     
Weg                                                 Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder Begehen vorgesehen sind.                            42006
                                                        Zum Weg gehören auch Seitenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung.                                            
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
Fußweg                                           Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustandes nur von Fußgängern                      Funktion. 5220
                                                        zu begehen ist.                                                                                                                                           
Radweg                                           Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter und abgegrenzter Teil                        Funktion 5240
                                                        einer Straße oder mit selbständiger Linienführung für den Fahrradverkehr bestimmt ist.                         
Rad- und Fußweg                           Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter und abgegrenzter               Funktion 5250
                                                        Teil einer Straße oder mit selbständiger Linienführung ausschließlich für den Fahrrad-
                                                        und Fußgängerverkehr bestimmt ist.                                                                                                        
Platz                                                Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine ebene, befestigte oder                                     42009
                                                        unbefestigte Fläche, die bestimmten Zwecken dient (z.B. für Verkehr, Märkte,
                                                        Festveranstaltungen).                                                                                                                                 
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
Fußgängerzone                               Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener Bereich, in dem                             Funktion 5130
                                                        ausnahmsweise öffentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr
                                                        zulässig sein kann.                                                                                                                                     
Parkplatz                                         Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von Fahrzeugen bestimmte Fläche.               Funktion 5310
Rastplatz                                         Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten der Verkehrsteilnehmer mit                Funktion 5320
                                                        unmittelbarem Anschluss zur Straße ohne Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten.                           
Raststätte                                        Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bauwerken und Einrichtungen                         Funktion 5330
                                                        zur Versorgung und Erholung von Reisenden.                                                                                           
Marktplatz                                        Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte abgehalten werden.                                      Funktion 5340
Festplatz                                          Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte Festveranstaltungen stattfinden.                   Funktion 5350
Bahnverkehr                                    Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforderlichen Flächen.                                        42010
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
                                                        Flächen von Bahnverkehr sind 
                                                        -  der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen oder Einschnitten und
                                                            deren kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur Entwässerung, Stütz-
                                                            mauern, Unter- und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken,
                                                        -  an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute Flächen
                                                            (z.B. Böschungsflächen).                                                                                                                       
Verkehrsbegleitfläche                      Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine bebaute oder unbebaute,                             Funktion 2322
Bahnverkehr                                    an den Bahnkörper angrenzende Fläche, die dem Schienenverkehr dient.                                               
Flugverkehr                                      Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang                          42015
                                                        stehende Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.                                    
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
Schiffsverkehr                                 Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang                      42016

                                                        stehende Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.                                
                                                                                                                                                                                                               Ohne Funktion*)
Hafenanlage (Landfläche)                Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb des Hafens, die nicht                         Funktion 5610
                                                        von Wasser bedeckt ist und die ausschließlich zum Betrieb des Hafens dient.                                        
Schleuse (Landfläche)                     Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb der Schleuse, die nicht                           Funktion 5620
                                                        von Wasser bedeckt ist und die ausschließlich zum Betrieb der Schleuse dient.                                     
Anlegestelle (Landfläche)                Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überlagernden landseitigen Anleger,                  Funktion 5630
                                                        der eine feste oder schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen ist.                                         
Fähranlage (Landfläche)                  Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, von der in der Regel nach                     Funktion 5640
                                                        festem Fahrplan über Flüsse, Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein
                                                        Schiffsverkehr stattfindet.                                                                                                                          
Unland, Vegetationslose Fläche      Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die dauerhaft landwirtschaftlich nicht                       43007
                                                        genutzt wird, wie z.B. nicht aus dem Geländerelief herausragende Felspartien,
                                                        Sand- oder Eisflächen, Uferstreifen längs von Gewässern und Sukzessionsflächen.                                
Gewässerbegleitfläche                    Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder unbebaute Fläche,                                    Funktion 1100
                                                        die einem Fließgewässer zugeordnet wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht
                                                        Bestandteil der Gewässerfläche. 
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Wohnbaufläche                               Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im                                     41001
                                                        Zusammenhang stehenden Freiflächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze
                                                        und Hofraumflächen), die ausschließlich oder vorwiegend dem Wohnen dient.                                       
Industrie- und Gewerbefläche         Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend industriellen                                        41002
                                                        oder gewerblichen Zwecken dient.                                                                                                            
Handel und Dienstleistungen          Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend                                       Funktion 1400
                                                        Gebäude stehen, in denen Handels- und/oder Dienstleistungsbetriebe ansässig sind.                            
Ausstellung, Messe                         Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstellungshallen und sonstigen                       Funktion 1450
                                                        Einrichtungen zur Präsentation von Warenmustern.                                                                                  
Gärtnerei                                         Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, Gewächshäusern und sonstigen                      Funktion 1490
                                                        Einrichtungen zur Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. Baumschulen werden
                                                        als Objekte der Objektart Landwirtschaft erfasst.                                                                                      
Industrie und Gewerbe                    Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen vorwiegend Industrie- und                      Funktion 1700
                                                        Gewerbebetriebe vorhanden sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die
                                                        Betriebsfläche Lagerplatz enthalten.                                                                                                          
Werft                                               Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zum Bau                    Funktion 1790
                                                        oder zur Reparatur von Schiffen.                                                                                                               
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, auf der                             Funktion 2501
Versorgungsanlage                         vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität,
                                                        Wärme und Wasser vorhanden sind.                                                                                                         
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von Wasserwerk.                          Funktion 2521
Versorgungsanlage, Wasser            Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur
                                                        Gewinnung und/oder zur Aufbereitung von (Trink-)Wasser.                                                                      
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von Kraftwerk.                          Funktion 2531
Versorgungsanlage, Elektrizität       Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen
                                                        zur Erzeugung von elektrischer Energie.                                                                                                    
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie.                                      Funktion 2551
Versorgungsanlage Öl                     Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen
                                                        zur Aufbereitung von Erdöl.                                                                                                                       
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk.                                     Funktion 2561
Versorgungsanlage, Gas                 Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen
                                                        zur Aufbereitung von Gas.                                                                                                                         
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von Heizwerk.                               Funktion 2571
Versorgungsanlage, Wärme            Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen
                                                        zur Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwecken.                                                                                  
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, ist Teil von              Funktion 2581
Versorgungsanlage, Funk- und       Funk- und Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der
Fernmeldewesen                             vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektronischen Informationsvermittlung stehen.                          
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung.  Entsorgungsanlage         Funktion 2601
Entsorgungsanlage                         Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur
                                                        Verwertung und Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden sind.                             
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist Teil von                         Funktion 2611
Entsorgungsanlage,                        Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und
Abwasserbeseitigung                      sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser.                                                                             
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil von Abfall -                    Funktion 2621
Entsorgungsanlage,                        behandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und
Abfallbeseitigung                             sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen
                                                        oder thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.
Fläche gemischter Nutzung            Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche einschließlich der mit ihr im                                41006
                                                        Zusammenhang stehenden Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art der
                                                        baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen sind insbesondere ländlich-dörflich
                                                        geprägte Flächen mit Land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u.a.                            
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist eine Fläche,                                             Funktion 2700
Land- und Forstwirtschaft               die der Land- und Forstwirtschaft dient.                                                                                                    
Flächen besonderer                        Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich                    41007
funktionaler Prägung                       der mit ihr im Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude
                                                        und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen
                                                        vorhanden sind.                                                                                                                                         
Öffentliche Zwecke                         Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben                    Funktion 1100
                                                        und der Allgemeinheit dient.                                                                                                                      
Verwaltung                                      Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude der öffentlichen                      Funktion 1110
                                                        Verwaltung, z.B. Rathaus, Gericht, Kreisverwaltung stehen.                                                                     
Bildung und Forschung                   Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude stehen,               Funktion 1120
                                                        in denen geistige, kulturelle und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder wissen-
                                                        schaftliche Forschung betrieben wird (z.B. Schulen, Universitäten, Forschungsinstitute).                        
Kultur                                               Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude                                   Funktion 1130
                                                        für kulturelle Zwecke, z.B. Konzert- und Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater,
                                                        Schlösser und Burgen sowie Rundfunk- und Fernsehgebäude stehen.                                                    
Religiöse Einrichtung                      Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend                                                Funktion 1140
                                                        religiöse Gebäude stehen. 
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c) Stärker versiegelte Flächen: 
Gewichtungsfaktor gf = 5



Gesundheit, Kur                              Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude                                        Funktion 1150
                                                        des Gesundheitswesens stehen, z.B. Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten.                                    
Soziales                                           Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude des Sozialwesens                       Funktion 1160
                                                        stehen, z.B. Kindergärten, Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, Fremden-
                                                        und Obdachlosenheime.                                                                                                                            
Sicherheit und Ordnung                  Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und                      Funktion 1170
                                                        Gebäude der Polizei, der Bundeswehr, der Feuerwehr und der
                                                        Justizvollzugsbehörden stehen.                                                                                                                 
Parken                                             Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude                                 Funktion 1200
                                                        zum vorübergehenden Abstellen von Fahrzeugen stehen.                                                                        
Sport-, Freizeit-                               Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder unbebaute Fläche,                                  41008
und Erholungsfläche                       die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.                                                                
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine bebaute Fläche,                                Funktion 4001
Sport, Freizeit, Erholung                  die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.                                                                
Freizeitanlage                                  Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen,                                                  Funktion 4200
                                                        die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist.                                                                                                      
Zoo                                                  Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäunten Gehegen,                                           Funktion 4210
                                                        auf dem Tiere gehalten und gezeigt werden.                                                                                             
Safaripark, Wildpark                        Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten Gehegen, in denen Tiere                             Funktion 4220
                                                        im Freien gehalten und gezeigt werden.                                                                                                    
Freizeitpark                                      Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und Schaubuden                                        Funktion 4230
                                                        und/oder Wildgattern, das der Freizeitgestaltung dient.                                                                            
Freilichttheater                                Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschauerbänken                                                 Funktion 4240
                                                        für Theateraufführungen im Freien.                                                                                                            
Freilichtmuseum                              Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, in der Wohnformen oder                    Funktion 4250
                                                        historische Betriebsformen in ihrer natürlichen Umgebung im Freien dargestellt werden.                       
Autokino, Freilichtkino                     Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, in dem der Film im                               Funktion 4260
                                                        Allgemeinen vom Auto aus angesehen wird.                                                                                             
Erholungsfläche                               Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen,                                              Funktion 4300
                                                        die zur Erholung bestimmt ist.                                                                                                                   
Wochenend- und                            Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra dafür ausgewiesene Fläche,               Funktion 4310
Ferienhausfläche                             auf der vorwiegend Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen.                                                          
Straßenverkehr                                Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße erforderlichen                                          42001
                                                        sowie dem Straßenverkehr dienenden bebauten und unbebauten Flächen.                                             
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist eine Fläche, die der                             Funktion 2311
zu Verkehrsanlagen, Straße             Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient.                    
Bahnverkehr                                    Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforderlichen Flächen.                                        42010
                                                        Flächen von Bahnverkehr sind 
                                                        -  der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen oder Einschnitten und
                                                        deren kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur Entwässerung, Stütz-
                                                        mauern, Unter- und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 
                                                        -  an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute Flächen
                                                        (z.B. Böschungsflächen).                                                                                                                            
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, dient der Abwicklung und                        Funktion 2321
zu Verkehrsanlage, Schiene           Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche.                                                       
Flugverkehr                                      Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang                          42015
                                                        stehende Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.                                    
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist eine besondere                                 Funktion 5501
zu Verkehrsanlage, Luftfahrt            Flugverkehrsfläche.                                                                                                                                    
Schiffsverkehr                                  Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang                      42016
                                                        stehende Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.                                
Gebäude- und Freifläche                Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, ist eine Fläche,
zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt      die dem Schiffsverkehr dient.                                                                                                         Funktion 2341

*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten 
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Artikel 7c
Die Regelungen in den Artikeln 7a und 7b
treten rückwirkend zum 1.1.2016 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verbandsatzung vom
01.01.1996 in der Fassung unter Artikel 1a
sowie den Änderungen unter Artikeln 2a,
3a, 4a, 5a und 6a außer Kraft.  

Genehmigung der Aufsichtsbehörde

Die Satzungsneufassung des Wasser-
und Bodenverbandes der Mittleren Niers
zum 01.01.1996 und alle darauf folgenden
Satzungsänderungen sind nicht ord-

nungsgemäß bekannt gemacht worden.
Diese Formfehler sind nunmehr zu heilen.
Der Ausschuss des Wasser- und Boden-
verbandes der Mittleren Niers hat daher
am 28.10.2016 die vorstehende Ände-
rungssatzung zur Verbandssatzung des
Wasser- und Bodenverbandes der Mitt -
leren Niers beschlossen und zur Heilung
der Bekanntmachungsfehler rückwirkende
Regelungen getroffen. 
Die Änderungssatzung entspricht den ge-
setzlichen Bestimmungen und wird hier-
mit gemäß § 58 Abs. 2 des Gesetzes über
Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-

bandsgesetz – WVG) vom 12.02.1991
(BGBl. I S. 405) aufsichtsbehördlich ge-
nehmigt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehend genehmigte Änderungs-
satzung zur Verbandssatzung des Was-
ser- und Bodenverbandes der Mittleren
Niers wird hiermit gemäß §§ 58, 67 WVG
und § 13 des Ausführungsgesetzes zum
WVG für das Land Nordrhein-Westfalen
(NRW AGWVG) vom 07.03.1995 (GV NW
S. 248) öffentlich bekannt gemacht. 
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Sie tritt am Tag nach der zeitlich letzten
öffentlichen Bekanntmachung der betei-
ligten Kreise Viersen, Kleve und Neuss in
Kraft.

Viersen, den 31. Januar 2017

Kreis Viersen
Der Landrat
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
gez.
Dr. Andreas Coenen

Änderung der Bekanntmachungsanord-
nung zur Änderungssatzung des Wasser-
und Bodenverbandes der Mittleren Niers 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird
Satz 2 meiner Bekanntmachungsanord-
nung vom 31.01.2017 hiermit aufgehoben
und durch folgende Formulierung ersetzt:

Im Hinblick darauf, dass die Änderungs-
satzung wegen des über den Kreis Vier-
sen hinausgehenden Verbandsgebietes
auch in den Gebieten des Kreises Kleve
und des Rhein-Kreis-Neuss öffentlich be-
kannt zu machen ist, ist die öffentliche
Bekanntmachung erst mit der zeitlich letz-
ten öffentlichen Bekanntmachung der be-
teiligten Kreise Viersen, Kleve und dem
Rhein-Kreis-Neuss erfolgt.

Viersen, den 27. März 2017

Kreis Viersen
Der Landrat
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
gez.
Dr. Andreas Coenen

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte ver -
lorengegangene Sparkassenbuch, aus -
gestellt von der Stadtsparkasse Mön -
chengladbach, ist die Kraftloserklärung
beantragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3502207834

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert,
binnen drei Monaten, spätestens am
19. Juli 2017, seine/ihre Rechte an   -
zu melden und das Sparkassenbuch
vorzulegen, andernfalls wird dieses für
kraftos erklärt.

Mönchengladbach, den 19. April 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand



Steigende Zahlen von Menschen in
sozialversicherungspflichtigen Verhält-
nissen, viele Projekte auf der Baustelle
und eine gute Investorennachfrage – die
WFMG ist zufrieden mit dem Jahr 2016.
Jetzt heißt es weiter dran bleiben und
Mönchengladbach vor allem noch wei -
ter für eine digitale Zukunft zu stärken.

Der Blick auf das vergangene Jahr fällt bei
der Wirtschaftsförderung Mönchenglad-
bach (WFMG) äußerst positiv aus. Und
nicht nur das, er wir zu dem begleitet von
einer optimistischen Stimmung was das
Jahr 2017 angeht. So sind durch das En-
gagement der WFMG in 2016 640 neue
Arbeitsplätze entstanden und 412 konnten
gesichert werden. Insgesamt wurden rund
160.000 Quadratmeter Gewerbefläche
veräußert und 35 Firmenbezogene Pro -
jekte abgeschlossen. Dabei stößt, was die
Gewerbeflächen angeht, laut Geschäfts-
führer der WFMG Ulrich Schückhaus,
Mönchengladbach zwar langsam an seine
Grenzen, dafür eröffnen sich aber neue
Möglichkeiten: „Natürlich werden wir in
Teilen die Nachfrage nicht mehr bedienen
können und zum Beispiel weiteren riesi-
gen Logistikern die Möglichkeit  bieten
können, sich hier anzusiedeln. Dafür kön-
nen wir zum Beispiel im Bereich der
Büroflächen punkten. Dort senden Pro -
jekte wie das Passepartout im Nordpark
wichtige Zeichen. Und so haben wir dann
auch die Chance unseren Focus auf höher
qualifizierte Jobs zu lenken und in
Mönchengladbach in diesem Bereich
mehr Anreize zu setzen.“

Damit gehen auch Projekte einher, die
Mönchengladbach im digitalen Bereich
stärken. Dabei richtet sich die WFMG
nicht nur an Start-Ups in der Branche,

sondern versucht Mönchengladbach ins-
gesamt auf eine digitale Zukunft
einzustellen: „Da geht es zum Beispiel
auch um Handwerksbetriebe die sich
immer mehr im Bereich Smart-Home auf-
stellen müssen.“ Und es geht bis hin zum
einzelnen Haushalt, der vielleicht jetzt
noch mit seiner Internetverbindung ganz
zufrieden ist. „Zurzeit ist die Grund -
versorgung in Mönchengladbach im Ver-
hältnis zu anderen Städten unserer
Größen ordnung wirklich gut. Doch auch
im Privathaushalt wird die Entwicklung
dahin gehen, dass ein höheres Daten -
volumen gebraucht wird, damit alle be-
quem parallel im Internet unterwegs sein
können. Deswegen wird uns der Breit -
bandausbau zwar zunächst verstärkt noch
an Mönchengladbacher Randgebieten,
aber auch darüber hinaus noch weiter
beschäftigen.“

Wie rasant Entwicklungen gerade im digi-
talen Bereich ablaufen können, davon hat
sich die WFMG zusammen mit Ober -
bürgermeister Hans Wilhelm Reiners
jüngst auch noch einen Eindruck bei
einem Besuch in China verschaffen kön-
nen. „Und dort haben wir auch wieder er-
fahren, wie wichtig solche Kontakte sind,
weil teilweise zum Beispiel die Stand -
ortentscheidung genau darüber fällt.“ So
gehören generell auch der Kontakt und
der Austausch mit der Wirtschaft in an-
deren Nationen zu wichtigen Bereichen
der WFMG. „Gerade jetzt, wo es von poli-
tischer Seite unruhiger wird, merken wir
aber, dass gerade auf wirtschaftlicher
Ebene vielen weiter an guten Verbindun-
gen gelegen ist. So erleben wir es zum
Beispiel was die USA oder was Groß -
britannien angeht.“

Hier vor Ort zieht die WFMG für 2016 und
auch was den Ausblick in die Zukunft
betrifft zunächst aber auf jeden Fall eine
positive Bilanz. „Im Nordpark haben wir
große Nachfragen und beschäftigen wir
uns mit dem Standort als Sport- und
Eventgebiet.  Da sind dann auch Projekte
dabei wie Fußballgolf, das wohl in naher
Zukunft hier angeboten wird. Und auch
der Regiopark entwickelt sich ständig
weiter und das besser als wir je vermutet
hätten. Rund 5.000 Menschen werden
dort bald arbeiten.“

Außerdem laufen derzeit die Vorbereitun-
gen für verschiedene Messen auf denen
Mönchengladbach mit der WFMG ver -
treten sein wird. Ein kleines rundes
Jubiläum feiert da in diesem Jahr die
Messe „MG zieht an“. Die Nach-
wuchsmesse der Textilbranche findet vom
18. bis 19. Mai bereits zum zehnten Mal
statt. Ebenfalls ein Erfolgsprojekt  – so ist
die Messe mit rund 100 Unternehmern
und Kooperationspartnern als Ausstellern
auf dem Campus der Hochschule Nieder-
rhein ausgebucht und bis zu 7.000 Be-
sucher werden erwartet.

Ein Appell ist Geschäftsführer Ulrich
Schückhaus am Ende dann aber noch
wichtig: „Natürlich wird vor allem über die
großen Projekte in den Medien berichtet,
doch die positiven Entwicklungen in un-
serer Stadt mit steigenden Zahlen was die
Beschäftigung angeht, sind auch ein
Großteil der Verdienst der mittelstän -
dischen Betriebe, die für Mönchenglad-
bach sehr wichtig sind. Und ja, auch hier
bieten wir den Unternehmen unsere
Unterstützung an und laufen zahlreiche
Projekte. Auch wenn diese nicht immer so
prominent dargestellt werden.“
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Wirtschaftsförderung blickt auf erfolgreiches Jahr 2016 zurück


